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Artikel 1 
Landesverordnung über die Bildung und  

das Verfahren einer Schiedsstelle nach § 133  
des Neunten Buches Sozialgesetzbuch 

(Schiedsstellenlandesverordnung SGB IX –  
SchStLVO SGB IX M-V)

GS Meckl.-Vorp. Gl.-Nr. B 860 - 9 - 8

§ 1 
Bildung und Aufgabe der Schiedsstelle

(1) In Mecklenburg-Vorpommern wird beim Landesamt für Ge-
sundheit und Soziales Mecklenburg-Vorpommern eine Schieds-
stelle nach § 133 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch gebildet.

(2) Die Schiedsstelle entscheidet auf Antrag über die ihr nach dem 
Neunten Buch Sozialgesetzbuch zugewiesenen Angelegenheiten.

(3) Die Schiedsstelle gibt sich eine Geschäftsordnung. Die Ge-
schäftsordnung ist mit der Mehrheit von zwei Dritteln aller Mit-
glieder zu beschließen.

§ 2 
Geschäftsstelle, Rechtsaufsicht

(1) Für die Schiedsstelle wird eine Geschäftsstelle beim Landes-
amt für Gesundheit und Soziales eingerichtet. Die Mitarbeitenden 
der Geschäftsstelle unterliegen, soweit sie für die Geschäftsstelle 
tätig sind, den fachlichen Weisungen des vorsitzenden Mitglieds 
der Schiedsstelle.

(2) Die Rechtsaufsicht über die Schiedsstelle führt das für Sozia-
les zuständige Ministerium. § 80 Absatz 1 der Kommunalverfas-
sung (Informationsrecht) gilt entsprechend.

§ 3 
Zusammensetzung der Schiedsstelle

(1) Die Schiedsstelle besteht aus sieben Mitgliedern. Sie ist mit 
einem unparteiischen vorsitzenden Mitglied und sechs weiteren 
Mitgliedern besetzt, davon unter Beachtung von § 4 Absatz 1 drei 
Vertretungen der Vereinigungen der Leistungserbringer, zwei Ver-
tretungen der Landkreise und kreisfreien Städte als Eingliede-
rungshilfeträger sowie eine Vertretung der zentralen Stelle der 
Eingliederungs- und Sozialhilfeträger.

(2) Das vorsitzende Mitglied hat eine unparteiische Stellvertre-
tung, die übrigen Mitglieder der Schiedsstelle haben jeweils min-
destens eine erste und eine zweite Stellvertretung. Die Stellvertre-
tungen haben bei Verhinderung oder Ausscheiden (Abberufung, 
Amtsniederlegung und Ausschluss) des Mitglieds dessen Rechte 
und Pflichten. 

(3) Bei hohem Antragsaufkommen, das zum Beispiel mit einem 
Rückstau der Antragsbearbeitung verbunden ist, können einge-
hende und bestehende Verfahren bei Zustimmung der Mehrheit 
der Mitglieder der Schiedsstelle im Benehmen mit der Rechtsauf-
sicht gemäß § 2 Absatz 2 für einen befristeten Zeitraum von nicht 
mehr als zwei Jahren nach abstrakt generellen Kriterien zwischen 
dem vorsitzenden Mitglied und dessen Stellvertretung zur verant-
wortlichen Verfahrensleitung aufgeteilt und übertragen werden. 
Für die nach Satz 1 aufgeteilten Verfahren nehmen beide die Auf-
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Aufgrund 

–	 des § 133 Absatz 5 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch - Rehabilitation und Teilhabe von Menschen mit Behinderungen - vom 
23. Dezember 2016 (BGBl. I S. 3234), das zuletzt durch Artikel 8 Absatz 5 des Gesetzes vom 16. Juni 2021 (BGBl. I S. 1810, 1817) 
geändert worden ist, 

–	 des § 78g Absatz 4 des Achten Buches Sozialgesetzbuch - Kinder und Jugendhilfe - in der Fassung der Bekanntmachung vom 
11. September 2012 (BGBl. I S. 2022), das zuletzt durch Artikel 8 Absatz 4 des Gesetzes vom 16. Juni 2021 (BGBl. I S. 1810, 1817) 
geändert worden ist,

–	 des § 76 Absatz 5 des Elften Buches Sozialgesetzbuch - Soziale Pflegeversicherung - (Artikel 1 des Gesetzes vom 26. Mai 1994, 
BGBl. I S. 1014, 1015), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 3. Juni 2021 (BGBl. I S. 1309, 1340) geändert worden ist, 

–	 des § 81 Absatz 5 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch - Sozialhilfe - (Artikel 1 des Gesetzes vom 27. Dezember 2003, BGBl. I 	
S. 3022, 3023), das zuletzt durch Artikel 8 Absatz 6 des Gesetzes vom 16. Juni 2021 (BGBl. I S. 1810, 1817) geändert worden ist, und

–	 des § 14 Absatz 1 Satz 1 des Landesorganisationsgesetzes vom 14. März 2005 (GVOBl. M-V S. 98), das durch Artikel 8 Nummer 8 
des Gesetzes vom 28. Oktober 2010 (GVOBl. M-V S. 615, 618) geändert worden ist,

verordnet die Landesregierung:



Nr. 47	 Tag der Ausgabe: Schwerin, den 9. Juli 2021	 1141

gaben des vorsitzenden Mitglieds wahr. Sind für die Mitglieder 
Stellvertretungen benannt, kann mit dem Beschluss bestimmt 
werden, dass auch die Stellvertretungen der Mitglieder in den Sit-
zungen der Stellvertretung des vorsitzenden Mitglieds mit diesem 
die Sitzungen durchführen und entscheiden. Weitere Einzelheiten 
(zum Beispiel die jeweilige Vertretung) kann die Geschäftsord-
nung regeln.

(4) Das vorsitzende Mitglied und dessen Stellvertretung müssen 
die Befähigung zum Richteramt besitzen. 

(5) Das vorsitzende Mitglied und dessen Stellvertretung dürfen 
zur Wahrung der Unparteilichkeit im Sinne von Absatz 1 weder 
haupt- noch nebenberuflich bei einer der nach § 4 Absatz 1 betei-
ligten Organisationen oder deren Mitgliedsorganisationen in den 
letzten fünf Jahren tätig gewesen sein, tätig sein oder während der 
Schiedsstellenmitarbeit tätig werden. Gleiches gilt für eine jegli-
che Form der Teilhaberschaft. Eine ehrenamtliche Betätigung ist 
anzuzeigen, steht aber der Unparteilichkeit nicht entgegen. 

§ 4 
Bestellung der Mitglieder

(1) Die Mitglieder der Schiedsstelle werden wie folgt für die nach-
stehenden Organisationen bestellt:

1.	 als Vertreter der Leistungserbringer:

a)	 zwei Mitglieder der LIGA der Spitzenverbände der Freien 
Wohlfahrtspflege in Mecklenburg-Vorpommern e. V. und

b)	 ein Mitglied des Bundesverbandes privater Anbieter so
zialer Dienste e. V. Landesgeschäftsstelle Mecklenburg-
Vorpommern

2.	 als Vertreter der Eingliederungshilfeträger:

a)	 ein Mitglied des Städte- und Gemeindetages Mecklen-
burg-Vorpommern e. V.,

b)	 ein Mitglied des Landkreistages Mecklenburg-Vorpom-
mern e. V. und

c)	 ein Mitglied des Kommunalen Sozialverbandes Mecklen-
burg-Vorpommern als zentrale Stelle der Eingliederungs- 
und Sozialhilfeträger.

(2) Die Bestellung der Stellvertretungen soll gleichzeitig mit der 
Bestellung des vorsitzenden Mitglieds sowie der weiteren Mit-
glieder nach Maßgabe von § 3 Absatz 2 erfolgen.

(3) Die beteiligten Organisationen sollen sich gemäß § 133 Ab-
satz 3 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch auf ein vorsitzendes 
Mitglied sowie dessen Stellvertretung verständigen und dieses 
gemeinsam bestellen. 

(4) Kommt eine Einigung über die Bestellung des vorsitzenden Mit-
glieds oder dessen Stellvertretung nicht zustande, werden sie gemäß 
§ 133 Absatz 3 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch durch Los 
bestimmt. Die Losverfahren werden durch die Geschäftsstelle ge-
trennt durchgeführt. Für die zu besetzenden Ämter kann jede nach 

Absatz 1 beteiligte Organisation entsprechend der Schiedsstellen-
mitgliederanzahl nach Absatz 1 einen Vorschlag bei der Geschäfts-
stelle einreichen. Namensgleiche Vorschläge sind möglich. Jedes 
Los ist mit dem Namen des entsprechenden Vorschlags zu versehen. 
Organisationen nach Absatz 1, die keinen Vorschlag einreichen und 
auch keinen Antrag nach Absatz 5 stellen beziehungsweise sich kei-
nem Vorschlag anschließen, werden beim Losverfahren nicht be-
rücksichtigt. Die am Losverfahren teilnehmenden Kandidaten er-
halten so viele Lose zugewiesen, wie sie Unterstützung durch die 
beteiligten Organisationen nach der Zahl ihrer Vorschlagsrechte zur 
Kandidatenbenennung auf sich vereinen. 

(5) Soweit die beteiligten Organisationen keine Vertretung bestel-
len oder keine Kandidatin beziehungsweise keinen Kandidaten 
für das Amt des vorsitzenden Mitglieds oder dessen Stellvertre-
tung benennen, bestellt das für Soziales zuständige Ministerium 
gemäß § 133 Absatz 3 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch auf 
Antrag einer der beteiligten Organisationen die Vertretungen und 
benennt die Kandidatinnen und Kandidaten für die Position des 
vorsitzenden Mitglieds und dessen Stellvertretung.

(6) Die Bestellung der Mitglieder der nach Absatz 1 zu beteiligen-
den Organisationen und deren Vertretungen sowie des vorsitzen-
den Mitglieds und dessen Stellvertretung sind der Geschäftsstelle 
bis spätestens drei Monate vor Ablauf der Amtsperiode schriftlich 
oder elektronisch mitzuteilen. Die Geschäftsstelle unterrichtet 
schriftlich oder elektronisch die beteiligten Organisationen und 
das für Soziales zuständige Ministerium über die Bestellung des 
vorsitzenden Mitglieds sowie dessen Stellvertretung. Die Betrau-
ung mit dem Amt erfolgt jeweils durch Erklärung des für Soziales 
zuständigen Ministeriums.

§ 5 
Amtsdauer und Amtsperiode

(1) Die Amtsperiode der Schiedsstelle beträgt fünf Jahre. Die ers-
te Amtsperiode beginnt am 1. Oktober 2021. 

(2) Sind für eine neue Amtsperiode noch nicht alle Mitglieder be-
stellt, führen die bisherigen Mitglieder die Geschäfte über den 
Ablauf der Amtsperiode hinaus bis zu einer Neubestellung weiter.

(3) Scheidet ein Mitglied vor Ablauf der Amtsperiode aus, wird 
ein neues Mitglied für diese vakante Position von den nach § 4 
Absatz 1 zuständigen Organisationen für den Rest der Amtsperio-
de bestellt. 

(4) Die erneute Bestellung eines Mitglieds ist möglich.

(5) Für die stellvertretenden Mitglieder gelten die Absätze 1 bis 4 
entsprechend.

§ 6 
Abberufung und Amtsniederlegung

(1) Das vorsitzende Mitglied und dessen Stellvertretung sollen auf 
Antrag einer beteiligten Organisation bei Zustimmung von zwei 
Dritteln der Mitglieder der Schiedsstelle von dem für Soziales zu-
ständigen Ministerium abberufen werden. Die Geschäftsstelle 
unterrichtet die beteiligten Organisationen über die Abberufung. 
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(2) Die übrigen Mitglieder der Schiedsstelle und ihre Stellvertre-
tungen können von den Organisationen abberufen werden, die sie 
bestellt haben. Nach § 4 Absatz 5 bestellte Mitglieder können nur 
von dem für Soziales zuständigen Ministerium abberufen werden. 
Die Abberufung ist der Geschäftsstelle schriftlich oder elektro-
nisch mitzuteilen. 

(3) Das vorsitzende Mitglied und dessen Stellvertretung können 
ihr Amt durch schriftliche oder elektronische Erklärung gegen-
über der Geschäftsstelle niederlegen. Die Geschäftsstelle unter-
richtet die beteiligten Organisationen und das für Soziales zustän-
dige Ministerium unverzüglich über die Niederlegung.

(4) Die Mitglieder der Schiedsstelle und deren Stellvertretungen 
können ihr Amt durch schriftliche oder elektronische Erklärung 
gegenüber der Organisation, die sie bestellt hat, niederlegen. Dies 
ist der Geschäftsstelle unverzüglich durch die betreffende Organi-
sation schriftlich oder elektronisch mitzuteilen. 

(5) Nach einer Abberufung nach Absatz 1 oder 2 sowie einer 
Amtsniederlegung nach Absatz 3 oder 4 ist unverzüglich, spätes-
tens mit Ablauf des auf die Amtsniederlegung folgenden Monats, 
eine ersetzende Bestellung nach § 4 vorzunehmen.

§ 7 
Amtsführung

(1) Gemäß § 133 Absatz 4 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch 
führen die Mitglieder der Schiedsstelle und deren Stellvertretun-
gen ihr Amt als Ehrenamt. Sie sind an Weisungen nicht gebunden. 
Jedes Mitglied hat eine Stimme. 

(2) Die Mitglieder sind verpflichtet, an den Sitzungen der Schieds-
stelle teilzunehmen. Ein an der Teilnahme verhindertes Mitglied 
muss unverzüglich nach Bekanntgabe des Sitzungstermins eine 
seiner Stellvertretungen zur Teilnahme an der Sitzung unter Bei-
fügung etwaig übersandter Unterlagen auffordern und die Verhin-
derung sowie die Stellvertretung der Geschäftsstelle mitteilen.

(3) In einem Schiedsstellenverfahren darf als Mitglied der Schieds-
stelle nicht tätig werden, wer bei der streitgegenständlichen Ver-
handlung maßgeblich mitgewirkt hat oder wer durch die Mitwir-
kung im Schiedsstellenverfahren oder durch die Entscheidung ei-
nen unmittelbaren Vor- oder Nachteil erlangen kann. Dies gilt nicht, 
wenn die maßgebliche Mitwirkung oder der Vor- oder Nachteil nur 
darauf beruht, dass diese Person einer der nach § 4 Absatz 1 zu be-
teiligenden Organisationen angehört und deren Interessen wahr-
nimmt. § 3 Absatz 5 bleibt unberührt.

(4) Hält sich ein Mitglied der Schiedsstelle in einem Schiedsstellen-
verfahren für befangen oder bestehen Zweifel, ob die Voraussetzun-
gen des Absatzes 3 gegeben sind, ist dies dem vorsitzenden Mitglied 
der Schiedsstelle unverzüglich mitzuteilen. Die Schiedsstelle ent-
scheidet nach Anhörung durch Mehrheitsvotum über einen mögli-
chen Ausschluss, gegebenenfalls auch in einem schriftlichen Ver-
fahren. Die betroffene Person darf an dieser Entscheidung nicht 
mitwirken. Das ausgeschlossene Mitglied darf bei der weiteren 
Beratung und Beschlussfassung nicht zugegen sein. Es wird durch 
seine Stellvertretung ersetzt. Hält sich das vorsitzende Mitglied für 
befangen, hat es dies den Mitgliedern der Schiedsstelle unverzüg-
lich mitzuteilen; die Sätze 2 bis 5 gelten entsprechend. 

(5) Liegt ein Grund vor, der geeignet ist, Misstrauen gegen eine 
unparteiische Amtsausübung des vorsitzenden Mitglieds oder des-
sen Stellvertretung zu rechtfertigen oder wird von einer am Ver-
fahren beteiligten Person oder einem Mitglied der Schiedsstelle 
das Vorliegen eines solchen Grundes dargelegt, unterrichtet die 
Geschäftsstelle das für Soziales zuständige Ministerium. Sofern 
sich das vorsitzende Mitglied oder dessen Stellvertretung nicht 
selbst einer Mitwirkung enthält, ist das für Soziales zuständige 
Ministerium befugt, sie von der Mitwirkung am weiteren Verfah-
ren und der Entscheidung auszuschließen, wenn sich der Grund 
für das Misstrauen nach Anhörung unter Beteiligung der Schieds-
stellenmitglieder als begründet erweist. Das vorsitzende Mitglied 
wird für das weitere Verfahren und die Entscheidung durch seine 
Stellvertretung ersetzt.

(6) Die Mitglieder der Schiedsstelle haben über die ihnen bei der 
Amtsführung bekanntgewordenen Angelegenheiten Verschwie-
genheit zu wahren. Sie sind nicht befugt, Unterlagen ohne Zustim-
mung der jeweiligen Betroffenen an Dritte weiterzugeben. Dies 
gilt auch nach ihrem Ausscheiden aus der Schiedsstelle. Es gilt 
nicht für Mitteilungen im dienstlichen Verkehr oder über Tatsa-
chen, die offenkundig sind oder ihrer Bedeutung nach keiner Ge-
heimhaltung bedürfen.

§ 8 
Einleitung des Schiedsstellenverfahrens

(1) Das Verfahren vor der Schiedsstelle kann schriftlich oder – 
soweit ein elektronisches Verfahren eingerichtet ist – elektro-
nisch durchgeführt werden. Es wird durch einen Antrag einer der 
Vertragsparteien bei der Geschäftsstelle nach § 2 Absatz 1 ein-
geleitet. 

(2) Der Antrag hat die Parteien zu bezeichnen, den Sachverhalt 
und das Ergebnis der vorangegangenen Verhandlungen darzule-
gen sowie die Gegenstände aufzuführen, über die eine Einigung 
nicht zustande gekommen ist. Die von der Partei in den Verhand-
lungen vorgelegten Nachweise und sonstigen Unterlagen sind bei-
zufügen, soweit sie die streitig gebliebenen Gegenstände berüh-
ren. Der Antrag und alle weiteren Unterlagen sind in zehnfacher 
Ausfertigung bei der Geschäftsstelle einzureichen. Ist ein elektro-
nisches Verfahren eingerichtet, entfallen bei elektronischer An-
tragstellung die Mehrfertigungen, jedoch nicht die Einreichung 
von zwei Originalen.

(3) In Abstimmung mit dem vorsitzenden Mitglied leitet die Ge-
schäftsstelle dem Antragsgegner eine Ausfertigung des Antrags 
nebst Anlagen zu und fordert ihn auf, innerhalb einer vom vorsit-
zenden Mitglied zu bestimmenden angemessenen Frist, zu dem 
Antrag Stellung zu nehmen. Der Grundsatz der Verfahrensbe-
schleunigung ist zu beachten.

(4) Auf Verlangen des vorsitzenden Mitglieds sind die Parteien 
verpflichtet, in einer von ihm zu bestimmenden Frist zusätzliche 
Unterlagen vorzulegen und Auskünfte zu erteilen, die für die Ent-
scheidung der Schiedsstelle erforderlich sind.

(5) Äußern sich die Parteien innerhalb einer nach den Absätzen 3 
und 4 gesetzten Frist nicht, kann die Schiedsstelle ohne Stellung-
nahme über den Antrag entscheiden.
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(6) Unterlagen, die nach einer nach den Absätzen 3 und 4 gesetz-
ten Frist nicht rechtzeitig vorgelegt werden, können auf Antrag 
eines Mitglieds der Schiedsstelle oder der Gegenpartei zurückge-
wiesen werden. Die Entscheidung hierüber trifft das vorsitzende 
Mitglied unter Abwägung der Interessen der zur Vorlage ver-
pflichteten Partei und dem Gebot der Verfahrensbeschleunigung.

(7) Ein Schiedsstellenantrag kann ohne Einwilligung der anderen 
Vertragspartei jederzeit zurückgenommen werden.

(8) Die Interessenvertretung der Menschen mit Behinderungen 
nach § 5 des Landesausführungsgesetzes SGB IX ist an den Ver-
fahren der Schiedsstelle zu beteiligen. Ihre Einbindung in den 
Verfahrensgang regelt die Geschäftsordnung. 

§ 9 
Vorbereitung der Sitzung

(1) Die Schiedsstelle entscheidet über den Antrag in der Regel auf 
Grund mündlicher Verhandlung in Präsenz. Das vorsitzende Mit-
glied kann zum Zwecke der Vorbereitung der mündlichen Ver-
handlung im Einzelfall Erörterungstermine mit den Verfahrensbe-
teiligten durchführen, über deren Inhalt und etwaig gewonnene 
neue Erkenntnisse die weiteren Mitglieder der Schiedsstelle zeit-
nah, jedoch spätestens am Sitzungstag zu informieren sind. Die 
Verhandlung kann mit dem Einverständnis der Parteien in schrift-
licher oder elektronischer Form sowie als Videokonferenz durch-
geführt werden. Die Geschäftsordnung legt Durchführungsbe-
stimmungen für das Verfahren in Präsenz, in schriftlicher oder 
elektronischer Form sowie als Videokonferenz fest.

(2) Das vorsitzende Mitglied legt in Abstimmung mit der Ge-
schäftsstelle den Gegenstand und bei mündlicher oder als Video-
konferenz stattfindender Verhandlung den Ort, die Zeit der Sitzun-
gen der Schiedsstelle und im Übrigen die Schriftsatzfristen fest. 
Die Geschäftsstelle veranlasst die Ladung der Parteien und der 
Mitglieder der Schiedsstelle. Sitzungsort ist bei mündlicher Ver-
handlung grundsätzlich der Sitz der Geschäftsstelle.

(3) Die Ladungsfrist der Parteien des Schiedsstellenverfahrens be-
trägt mindestens vier Wochen. Die Ladung hat den Ort, die Zeit 
sowie den Gegenstand der Sitzung zu benennen. Ihr sind die An-
tragsunterlagen, die Stellungnahme des Antragsgegners, die wei-
teren eingereichten und die vom vorsitzenden Mitglied zusätzlich 
angeforderten Unterlagen beizufügen, soweit die Unterlagen nicht 
bereits vorliegen. Das für Soziales zuständige Ministerium und 
die Interessenvertretung der Menschen mit Behinderungen sind 
über Ort, Zeit und Gegenstände eines Sitzungstages zu informie-
ren.

(4) Die Sitzung der Schiedsstelle wird vom vorsitzenden Mitglied 
so vorbereitet, dass über den Antrag möglichst in einem Termin 
entschieden werden kann. 

§ 10 
Verhandlung

(1) Die Sitzung wird vom vorsitzenden Mitglied geleitet. Die 
Schiedsstelle kann in Abwesenheit von Parteien verhandeln und 
nach Aktenlage entscheiden, sofern diese mit der Ladung darauf 

hingewiesen worden sind oder selbst auf ihre Anwesenheit ver-
zichtet haben. 

(2) Die mündliche Verhandlung ist nicht öffentlich. Zuhörende 
und die Stellvertretung des vorsitzenden Mitglieds können an der 
Sitzung der Schiedsstelle teilnehmen, wenn alle Mitglieder der 
Schiedsstelle sowie die Parteien zustimmen. Das für Soziales zu-
ständige Ministerium und die Interessenvertretung der Menschen 
mit Behinderungen gemäß § 8 Absatz 8 sind berechtigt, an den 
Sitzungen der Schiedsstelle teilzunehmen. Den Zuhörenden und 
den Vertretungen nach Satz 2 und 3 stehen kein Rede- und Stimm-
recht zu.

(3) Das vorsitzende Mitglied hat in jedem Stadium des Verfahrens 
auf eine gütliche Einigung der Parteien hinzuwirken. 

(4) Die Mitglieder der Schiedsstelle ermitteln den Sachverhalt 
grundsätzlich auf der Grundlage der von den Parteien vorgelegten 
Unterlagen. Die Schiedsstelle kann Sachverständige hinzuziehen. 
Sowohl die Mitglieder der Schiedsstelle als auch die Parteien ha-
ben das Recht, den Sachverständigen Fragen zu stellen, die sie zur 
Aufklärung der Sache für erforderlich halten. Bei Streit zwischen 
den Parteien entscheidet das vorsitzende Mitglied über die Sach-
dienlichkeit und die Zulässigkeit der Fragen an die Sachverständi-
gen.

(5) Über die mündliche Verhandlung ist eine Niederschrift zu fer-
tigen. Die Protokollierung kann vorläufig auf Tonträger, mit Zu-
stimmung der Parteien auch im Rahmen einer Aufzeichnung der 
Verhandlung erfolgen. Sofern nicht das vorsitzende oder ein ande-
res Mitglied der Schiedsstelle die Protokollführung übernimmt, 
fertigt die Geschäftsstelle in Abstimmung mit dem vorsitzenden 
Mitglied eine Niederschrift. § 160a der Zivilprozessordnung (Vor-
läufige Protokollaufzeichnung) gilt entsprechend. Die Nieder-
schrift muss Angaben enthalten über:

a)	 den Ort und den Tag der Verhandlung,

b)	 die Namen der Verhandlungsleitung, der Vertretung der er-
schienenen Parteien, der anwesenden Mitglieder, der schrift-
führenden Person sowie gegebenenfalls der weiteren teilneh-
menden Personen nach Absatz 2,

c)	 den behandelten Verfahrensgegenstand und die gestellten An-
träge,

d)	 den wesentlichen Inhalt der Aussagen der Sachverständigen 
für den Fall, dass die Aussagen über ein schriftlich vorgelegtes 
Gutachten hinausgehen und

e)	 den Inhalt der Einigung oder den gefassten Beschluss der 
Schiedsstelle.

Die Niederschrift ist vom vorsitzenden Mitglied und, soweit eine 
schriftführende Person hinzugezogen wurde, auch von dieser zu 
unterzeichnen. Die Unterzeichnung kann datenschutzkonform auf 
elektronischem Weg erfolgen. Anlagen, auf die in der Verhand-
lungsniederschrift verwiesen wird, sind Gegenstand der Nieder-
schrift.

(6) Für die Durchführung des Schiedsstellenverfahrens gelten im 
Übrigen die Regelungen des ersten und zweiten Kapitels des 
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Zehnten Buches Sozialgesetzbuch entsprechend, soweit diese 
Verordnung oder die Geschäftsordnung der Schiedsstelle keine 
abweichenden Regelungen treffen. 

§ 11 
Beratung und Entscheidung

(1) Die Schiedsstelle ist beschlussfähig, wenn bei ordnungsgemä-
ßer Ladung neben dem vorsitzenden Mitglied mindestens je zwei 
Vertretungen der Träger der Leistungserbringer und der Einglie-
derungshilfeträger anwesend sind. 

(2) Bei fehlender Beschlussfähigkeit ist innerhalb eines Monats 
eine erneute Sitzung durchzuführen. In der Ladung ist darauf hin-
zuweisen, dass die Schiedsstelle in diesem Fall unabhängig von 
der Anzahl der anwesenden Mitglieder beschlussfähig ist. Einer 
nochmaligen Beifügung der in § 9 Absatz 3 genannten Unterlagen 
bedarf es nicht.

(3) Die Schiedsstelle berät und entscheidet nicht öffentlich in Ab-
wesenheit der Parteien, der Sachverständigen, der Interessenver-
tretung der Menschen mit Behinderungen, der Zuhörenden und 
des für Soziales zuständigen Ministeriums. Gemäß § 133 Absatz 
4 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch wird mit der Mehrheit 
der Stimmen der anwesenden Mitglieder entschieden, jedes Mit-
glied hat eine Stimme, bei Stimmengleichheit entscheidet die 
Stimme des vorsitzenden Mitglieds. Stimmenthaltung ist nicht 
zulässig.

(4) Die Entscheidung ist schriftlich zu erlassen und zu begründen 
sowie vom vorsitzenden Mitglied zu unterzeichnen. Sie soll auch 
eine Bestimmung über den Zeitpunkt ihrer Wirksamkeit nach 
§ 126 Absatz 3 Satz 1 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch ent-
halten sowie eine Rechtsbehelfsbelehrung. Die Entscheidung ist 
den Parteien durch die Geschäftsstelle nach den Zustellungsvor-
schriften der §§ 95 bis 99 des Landesverwaltungsverfahrensgeset-
zes zuzustellen. Entscheidungen der Schiedsstelle sind dem für 
Soziales zuständigen Ministerium nachrichtlich zu übersenden. 
Grundlegende Entscheidungen sind in geeigneter Form zu veröf-
fentlichen.

(5) Bei Einvernehmen der Antragsteller und der Antragsgegner 
kann die Schiedsstelle auf Vorschlag des vorsitzenden Mitglieds 
ohne mündliche Verhandlung nach Aktenlage entscheiden. Ab-
satz 1, 3 und 4 gelten entsprechend.

§ 12 
Entschädigung

(1) Das vorsitzende Mitglied erhält Reisekosten nach den Vor-
schriften über die Reisekostenvergütung für Bedienstete des Lan-
des. Für sonstige Kosten und Zeitaufwand erhält er für jedes Ver-
fahren einen Pauschalbetrag, der je nach Art der Verfahrensbeen-
digung der Höhe nach gestaffelt ausgestaltet ist. Gleiches gilt für 
die nur teilweise Bearbeitung durch das vorsitzende Mitglied, 
wenn Verfahren wegen Vorsitz- oder Zuständigkeitswechsel über-
geben werden. Die Höhe legen die beteiligten Organisationen zu 
Beginn der Amtsperiode als Pauschalbetrag in der Geschäftsord-
nung fest. Die Festlegung bedarf der Genehmigung des für Sozia-
les zuständigen Ministeriums. Kommt eine Regelung nicht zu-

stande, wird der Pauschalbetrag vom für Soziales zuständigen 
Ministerium festgesetzt.

(2) Die übrigen Mitglieder der Schiedsstelle erhalten Reisekosten 
sowie Ersatz für sonstige Barauslagen und Zeitaufwand von den 
Organisationen, die sie bestellt haben oder für die sie nach der 
Regelung des § 4 Absatz 5 von dem für Soziales zuständigen Mi-
nisterium bestellt wurden, nach deren Regelungen.

(3) Sachverständige erhalten eine Entschädigung entsprechend 
dem Justizvergütungs- und -entschädigungsgesetz.

(4) Das Verfahren über die Entschädigungen ist in der Geschäfts-
ordnung zu regeln. Zuständige Behörde für Festsetzung, Anwei-
sung und Rückforderung von Reisekostenvergütungen und des 
Pauschalbetrags nach Absatz 1 ist das Landesamt für Gesundheit 
und Soziales Mecklenburg-Vorpommern.

§ 13 
Verfahrensgebühr

(1) Das vorsitzende Mitglied setzt für jedes Verfahren eine Ver-
fahrensgebühr fest. Die Höhe der Verfahrensgebühr wird ent-
sprechend der Bedeutung und der Schwierigkeit der Sache, dem 
Verfahrensstand bei Beendigung der Sache und unter ange
messener Berücksichtigung der im Einzelfall entstandenen Kos-
ten bestimmt. Sie beträgt mindestens 700 Euro und höchstens 	
7  000 Euro. Die Gebührenpflicht entsteht mit Antragseingang 
bei der Geschäftsstelle.

(2) Wird der Antrag vor Versendung der Ladungen zur mündlichen 
Verhandlung, vor oder während der mündlichen Verhandlung zu-
rückgenommen oder einigen sich die Parteien in den genannten 
Stadien, so richtet sich die Höhe der Gebühr nach den hierfür ge-
troffenen Regelungen der Geschäftsordnung. 

(3) Die Entscheidung über die Verteilung der Verfahrensgebühr 
ergeht zusammen mit der Sachentscheidung, es sei denn, das Ver-
fahren erledigt sich auf andere Weise. Die Entscheidung ist zu 
begründen. 

(4) Die unterliegende Partei trägt die Verfahrensgebühr. Bei teil-
weisem Unterliegen teilt das vorsitzende Mitglied die Kosten ent-
sprechend anteilig zwischen den Parteien auf. Soweit eine Zu-
rückverweisung zur weiteren Verhandlung durch die Parteien er-
folgt, werden die Kosten hälftig geteilt. Bei Verfahren, die sich auf 
andere Weise erledigen, entscheidet das vorsitzende Mitglied un-
ter Berücksichtigung des bisherigen Sach- und Streitstandes über 
die Verteilung nach billigem Ermessen.

§ 14 
Übergangsvorschriften

Mit der Konstituierung der Schiedsstelle gehen auf sie die bis zu 
diesem Zeitpunkt noch nicht abgeschlossenen Verfahren nach 	
Teil 2 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch über, für die die 
Schiedsstelle bis dahin gemäß § 17 Absatz 2 der mit dem Inkraft-
treten dieser Verordnung außer Kraft tretenden Schiedsstellenlan-
desverordnung SGB XII zuständig war.
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Artikel 2 
Landesverordnung über die Bildung und das Verfahren einer 
Schiedsstelle nach § 78g des Achten Buches Sozialgesetzbuch  

(Schiedsstellenlandesverordnung SGB VIII –  
SchStLVO SGB VIII M-V)

GS Meckl.-Vorp. Gl.-Nr. B 860 - 8 - 2

§ 1 
Bildung und Aufgabe der Schiedsstelle

(1) In Mecklenburg-Vorpommern wird beim Landesamt für Ge-
sundheit und Soziales Mecklenburg-Vorpommern eine Schieds-
stelle nach § 78g des Achten Buches Sozialgesetzbuch gebildet.

(2) Die Schiedsstelle entscheidet auf Antrag über die ihr nach dem 
Achten Buch Sozialgesetzbuch und dem Kindertagesförderungs-
gesetz zugewiesenen Angelegenheiten.

(3) Die Schiedsstelle gibt sich eine Geschäftsordnung. Die Ge-
schäftsordnung ist mit der Mehrheit von zwei Dritteln aller Mit-
glieder zu beschließen.

§ 2 
Geschäftsstelle, Rechtsaufsicht

(1) Für die Schiedsstelle wird eine Geschäftsstelle beim Landes-
amt für Gesundheit und Soziales eingerichtet. Die Mitarbeitenden 
der Geschäftsstelle unterliegen, soweit sie für die Geschäftsstelle 
tätig sind, den fachlichen Weisungen des vorsitzenden Mitglieds 
der Schiedsstelle.

(2) Die Rechtsaufsicht über die Schiedsstelle führt das für Jugend 
und Familie zuständige Ministerium. § 80 Absatz 1 der Kommu-
nalverfassung (Informationsrecht) gilt entsprechend.

§ 3 
Zusammensetzung der Schiedsstelle

(1) Die Schiedsstelle besteht aus neun Mitgliedern. Sie ist mit ei-
nem unparteiischen vorsitzenden Mitglied und acht weiteren Mit-
gliedern besetzt, davon unter Beachtung von § 4 Absatz 1 vier 
Vertretungen der Träger der Einrichtungen, vier Vertretungen der 
Träger der öffentlichen Jugendhilfe.

(2) Das vorsitzende Mitglied hat eine unparteiische Stellvertre-
tung, die übrigen Mitglieder der Schiedsstelle haben jeweils min-
destens eine erste und eine zweite Stellvertretung. Die Stellvertre-
tungen haben bei Verhinderung oder Ausscheiden (Abberufung, 
Amtsniederlegung und Ausschluss) des Mitglieds dessen Rechte 
und Pflichten. 

(3) Bei hohem Antragsaufkommen, das zum Beispiel mit einem 
Rückstau der Antragsbearbeitung verbunden ist, können einge-
hende und bestehende Verfahren bei Zustimmung der Mehrheit 
der Mitglieder der Schiedsstelle im Benehmen mit der Rechtsauf-
sicht gemäß § 2 Absatz 2 für einen befristeten Zeitraum von nicht 
mehr als zwei Jahren nach abstrakt generellen Kriterien zwischen 
dem vorsitzenden Mitglied und dessen Stellvertretung zur verant-
wortlichen Verfahrensleitung aufgeteilt und übertragen werden. In 

Bezug auf die nach Satz 1 aufgeteilten Verfahren nehmen beide 
die Aufgaben des vorsitzenden Mitglieds nach dieser Verordnung 
wahr. Sind für die Mitglieder Stellvertretungen benannt, kann mit 
dem Beschluss auch bestimmt werden, dass auch die Stellvertre-
tungen der Mitglieder in den Sitzungen der Stellvertretung des 
vorsitzenden Mitglieds mit diesem die Sitzungen durchführen und 
entscheiden. Weitere Einzelheiten (zum Beispiel die jeweilige 
Vertretung) kann die Geschäftsordnung regeln.

(4) Das vorsitzende Mitglied und dessen Stellvertretung müssen 
die Befähigung zum Richteramt besitzen. 

(5) Das vorsitzende Mitglied und dessen Stellvertretung dürfen 
zur Wahrung der Unparteilichkeit im Sinne von Absatz 1 weder 
haupt- noch nebenberuflich bei einer der nach § 4 Absatz 1 betei-
ligten Organisationen oder deren Mitgliedsorganisationen, haupt-
amtlich beim Landesjugendamt oder dem für Jugend und Familie 
zuständigen Ministerium in den letzten fünf Jahren tätig gewesen 
sein, tätig sein oder während der Schiedsstellenmitarbeit tätig 
werden. Gleiches gilt für eine jegliche Form der Teilhaberschaft. 
Eine ehrenamtliche Betätigung ist anzuzeigen, steht aber der Un-
parteilichkeit nicht entgegen. 

§ 4 
Bestellung der Mitglieder

(1) Die Mitglieder der Schiedsstelle werden wie folgt für die nach-
stehenden Organisationen bestellt:

1.	 als Vertreter der Träger der öffentlichen Jugendhilfe

a)	 zwei Mitglieder des Städte- und Gemeindetages Mecklen-
burg-Vorpommern e. V. und 

b)	 zwei Mitglieder des Landkreistages Mecklenburg-Vor-
pommern e. V.

2.	 als Vertreter der Träger der Einrichtungen 

a)	 drei Mitglieder die Liga der Spitzenverbände der Freien 
Wohlfahrtspflege e. V. und

b)	 ein Mitglied der Vereinigungen sonstiger frei gemeinnüt-
ziger und privat gewerblicher Leistungserbringer. 

Benennen die Vereinigungen sonstiger frei gemeinnütziger und 
privatgewerblicher Leistungserbringer bis vier Wochen vor der 
konstituierenden Sitzung kein Mitglied, benennt die LIGA der 
Spitzenverbände der Freien Wohlfahrtspflege ein viertes Mitglied.

(2) Die Bestellung der Stellvertretungen soll gleichzeitig mit der 
Bestellung des vorsitzenden Mitglieds sowie der weiteren Mit-
glieder nach Maßgabe von § 3 Absatz 2 erfolgen.

(3) Die beteiligten Organisationen sollen sich auf ein vorsitzendes 
Mitglied sowie dessen Stellvertretung verständigen und diese ge-
meinsam bestellen. 

(4) Kommt eine Einigung über die Bestellung des vorsitzenden 
Mitglieds oder dessen Stellvertretung nicht zustande, werden sie 
durch Los bestimmt. Die Losverfahren werden durch die Ge-
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schäftsstelle getrennt durchgeführt. Für die zu besetzenden Ämter 
kann jede nach Absatz 1 beteiligte Organisation entsprechend der 
Schiedsstellenmitgliederanzahl nach Absatz 1 einen Vorschlag bei 
der Geschäftsstelle einreichen. Namensgleiche Vorschläge sind 
möglich. Jedes Los ist mit dem Namen des entsprechenden Vor-
schlags zu versehen. Organisationen nach Absatz 1, die keinen 
Vorschlag einreichen und auch keinen Antrag nach Absatz 5 stel-
len beziehungsweise sich keinem Vorschlag anschließen, werden 
beim Losverfahren nicht berücksichtigt. Die am Losverfahren 
teilnehmenden Kandidaten erhalten so viele Lose zugewiesen, 
wie sie Unterstützung durch die beteiligten Organisationen nach 
der Zahl ihrer Vorschlagsrechte zur Kandidatenbenennung auf 
sich vereinen. 

(5) Soweit die beteiligten Organisationen keine Vertretung bestel-
len oder keine Kandidatin beziehungsweise keinen Kandidaten 
für das Amt des vorsitzenden Mitglieds oder dessen Stellvertre-
tung benennen, bestellt das für Jugend und Familie zuständige 
Ministerium auf Antrag einer der beteiligten Organisationen die 
Vertretungen und benennt die Kandidatinnen und Kandidaten für 
die Position des vorsitzenden Mitglieds und dessen Stellvertre-
tung.

(6) Die Bestellung der Mitglieder der nach Absatz 1 zu beteiligen-
den Organisationen und deren Vertretungen sowie des vorsitzen-
den Mitglieds und dessen Stellvertretung sind der Geschäftsstelle 
bis spätestens drei Monate vor Ablauf der Amtsperiode schriftlich 
oder elektronisch mitzuteilen. Die Geschäftsstelle unterrichtet 
schriftlich oder elektronisch die beteiligten Organisationen und 
das für Jugend und Familie zuständige Ministerium über die Be-
stellung des vorsitzenden Mitglieds sowie dessen Stellvertretung. 
Die Betrauung mit dem Amt erfolgt durch Erklärung des für Ju-
gend und Familie zuständigen Ministeriums.

§ 5 
Amtsdauer und Amtsperiode

(1) Die Amtsperiode der Schiedsstelle beträgt fünf Jahre. Die 
nächste Amtsperiode beginnt am 1. Januar 2022. 

(2) Sind für eine neue Amtsperiode noch nicht alle Mitglieder be-
stellt, führen die bisherigen Mitglieder die Geschäfte über den 
Ablauf der Amtsperiode hinaus bis zu einer Neubestellung weiter.

(3) Scheidet ein Mitglied vor Ablauf der Amtsperiode aus, wird 
ein neues Mitglied für diese vakante Position von den nach § 4 
Absatz 1 zuständigen Organisationen für den Rest der Amtsperio-
de bestellt. 

(4) Die erneute Bestellung eines Mitglieds ist möglich.

(5) Für die stellvertretenden Mitglieder gelten die Absätze 1 bis 4 
entsprechend.

§ 6 
Abberufung und Amtsniederlegung

(1) Das vorsitzende Mitglied und dessen Stellvertretung sollen auf 
Antrag einer beteiligten Organisation bei Zustimmung von zwei 
Dritteln der Mitglieder der Schiedsstelle von dem für Jugend und 

Familie zuständigen Ministerium abberufen werden. Die Ge-
schäftsstelle unterrichtet die beteiligten Organisationen über die 
Abberufung. 

(2) Die übrigen Mitglieder der Schiedsstelle und ihre Stellvertre-
tungen können von den Organisationen abberufen werden, die sie 
bestellt haben. Nach § 4 Absatz 5 bestellte Mitglieder können nur 
von dem für Jugend und Familie zuständigen Ministerium abberu-
fen werden. Die Abberufung ist der Geschäftsstelle schriftlich 
oder elektronisch mitzuteilen. 

(3) Das vorsitzende Mitglied und dessen Stellvertretung können 
ihr Amt durch schriftliche oder elektronische Erklärung gegen-
über der Geschäftsstelle niederlegen. Die Geschäftsstelle unter-
richtet die beteiligten Organisationen und das für Jugend und Fa-
milie zuständige Ministerium unverzüglich über die Niederle-
gung.

(4) Die Mitglieder der Schiedsstelle und deren Stellvertretungen 
können ihr Amt durch schriftliche oder elektronische Erklärung 
gegenüber der Organisation, die sie bestellt hat, niederlegen. Dies 
ist der Geschäftsstelle unverzüglich durch die betreffende Organi-
sation schriftlich oder elektronisch mitzuteilen. 

(5) Nach einer Abberufung nach Absatz 1 oder 2 sowie einer 
Amtsniederlegung nach Absatz 3 oder 4 ist unverzüglich, spätes-
tens mit Ablauf des auf die Amtsniederlegung folgenden Monats, 
eine ersetzende Bestellung nach § 4 vorzunehmen.

§ 7 
Amtsführung

(1) Die Mitglieder der Schiedsstelle und deren Stellvertretungen 
führen ihr Amt als Ehrenamt. Sie sind an Weisungen nicht gebun-
den. Jedes Mitglied hat eine Stimme. 

(2) Die Mitglieder sind verpflichtet, an den Sitzungen der Schieds-
stelle teilzunehmen. Ein an der Teilnahme verhindertes Mitglied 
muss unverzüglich nach Bekanntgabe des Sitzungstermins eine 
seiner Stellvertretungen zur Teilnahme an der Sitzung unter Bei-
fügung etwaig übersandter Unterlagen auffordern und die Verhin-
derung sowie die Stellvertretung der Geschäftsstelle mitteilen.

(3) In einem Schiedsstellenverfahren darf als Mitglied der 
Schiedsstelle nicht tätig werden, wer bei der streitgegenständli-
chen Verhandlung maßgeblich mitgewirkt hat oder wer durch die 
Mitwirkung im Schiedsstellenverfahren oder durch die Entschei-
dung einen unmittelbaren Vor- oder Nachteil erlangen kann. Dies 
gilt nicht, wenn die maßgebliche Mitwirkung oder der Vor- oder 
Nachteil nur darauf beruht, dass diese Person einer der nach § 4 
Absatz 1 zu beteiligenden Organisationen angehört und deren In-
teressen wahrnimmt. § 3 Absatz 5 bleibt unberührt.

(4) Hält sich ein Mitglied der Schiedsstelle in einem Schiedsstel-
lenverfahren für befangen oder bestehen Zweifel, ob die Voraus-
setzungen des Absatzes 3 gegeben sind, ist dies dem vorsitzenden 
Mitglied der Schiedsstelle unverzüglich mitzuteilen. Die Schieds-
stelle entscheidet nach Anhörung durch Mehrheitsvotum über ei-
nen möglichen Ausschluss, gegebenenfalls auch in einem schrift-
lichen Verfahren. Die betroffene Person darf an dieser Entschei-
dung nicht mitwirken. Das ausgeschlossene Mitglied darf bei der 
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weiteren Beratung und Beschlussfassung nicht zugegen sein. Es 
wird durch seine Stellvertretung ersetzt. Hält sich das vorsitzende 
Mitglied für befangen, hat es dies den Mitgliedern der Schieds-
stelle unverzüglich mitzuteilen; die Sätze 2 bis 5 gelten entspre-
chend. 

(5) Liegt ein Grund vor, der geeignet ist, Misstrauen gegen eine 
unparteiische Amtsausübung des vorsitzenden Mitglieds oder des-
sen Stellvertretung zu rechtfertigen oder wird von einer am Ver-
fahren beteiligten Person oder einem Mitglied der Schiedsstelle 
das Vorliegen eines solchen Grundes dargelegt, unterrichtet die 
Geschäftsstelle das für Jugend und Familie zuständige Ministeri-
um. Sofern sich das vorsitzende Mitglied oder dessen Stellvertre-
tung nicht selbst einer Mitwirkung enthält, ist das für Jugend und 
Familie zuständige Ministerium befugt, das vorsitzende Mitglied 
oder dessen Stellvertretung von der Mitwirkung am weiteren Ver-
fahren und der Entscheidung auszuschließen, wenn sich der 
Grund für das Misstrauen nach Anhörung als begründet erweist. 
Das vorsitzende Mitglied wird für das weitere Verfahren und die 
Entscheidung durch seine Stellvertretung ersetzt.

(6) Die Mitglieder der Schiedsstelle haben über die ihnen bei der 
Amtsführung bekanntgewordenen Angelegenheiten Verschwie-
genheit zu wahren. Sie sind nicht befugt, Unterlagen ohne Zustim-
mung der jeweiligen Betroffenen an Dritte weiterzugeben. Dies 
gilt auch nach ihrem Ausscheiden aus der Schiedsstelle. Es gilt 
nicht für Mitteilungen im dienstlichen Verkehr oder über Tatsa-
chen, die offenkundig sind oder ihrer Bedeutung nach keiner Ge-
heimhaltung bedürfen.

§ 8 
Einleitung des Schiedsstellenverfahrens

(1) Das Verfahren vor der Schiedsstelle kann schriftlich oder – 
soweit ein elektronisches Verfahren eingerichtet ist – elektronisch 
durchgeführt werden. Es wird durch einen Antrag einer der Ver-
tragsparteien bei der Geschäftsstelle nach § 2 Absatz 1 eingeleitet. 

(2) Der Antrag hat die Parteien zu bezeichnen, den Sachverhalt 
und das Ergebnis der vorangegangenen Verhandlungen darzule-
gen sowie die Gegenstände aufzuführen, über die eine Einigung 
nicht zustande gekommen ist. Die von der Partei in den Verhand-
lungen vorgelegten Nachweise und sonstigen Unterlagen sind bei-
zufügen, soweit sie die streitig gebliebenen Gegenstände berüh-
ren. Der Antrag und alle weiteren Unterlagen sind in elffacher 
Ausfertigung bei der Geschäftsstelle einzureichen. Ist ein elektro-
nisches Verfahren eingerichtet, entfallen bei elektronischer An-
tragstellung die Mehrfertigungen, jedoch nicht die Einreichung 
von zwei Originalen.

(3) In Abstimmung mit dem vorsitzenden Mitglied leitet die Ge-
schäftsstelle dem Antragsgegner eine Ausfertigung des Antrags 
nebst Anlagen zu und fordert ihn auf, innerhalb einer vom vorsit-
zenden Mitglied zu bestimmenden angemessenen Frist, zu dem 
Antrag Stellung zu nehmen. Der Grundsatz der Verfahrensbe-
schleunigung ist zu beachten.

(4) Auf Verlangen des vorsitzenden Mitglieds sind die Parteien 
verpflichtet, in einer von ihm zu bestimmenden Frist zusätzliche 
Unterlagen vorzulegen und Auskünfte zu erteilen, die für die Ent-
scheidung der Schiedsstelle erforderlich sind.

(5) Äußern sich die Parteien innerhalb einer nach den Absätzen 3 
und 4 gesetzten Frist nicht, kann die Schiedsstelle ohne Stellung-
nahme über den Antrag entscheiden.

(6) Unterlagen, die nach einer nach den Absätzen 3 und 4 gesetz-
ten Frist nicht rechtzeitig vorgelegt werden, können auf Antrag 
eines Mitglieds der Schiedsstelle oder der Gegenpartei zurückge-
wiesen werden. Die Entscheidung hierüber trifft das vorsitzende 
Mitglied unter Abwägung der Interessen der zur Vorlage ver-
pflichteten Partei und dem Gebot der Verfahrensbeschleunigung.

(7) Ein Schiedsstellenantrag kann ohne Einwilligung der anderen 
Vertragspartei jederzeit zurückgenommen werden.

§ 9 
Vorbereitung der Sitzung

(1) Die Schiedsstelle entscheidet über den Antrag in der Regel auf 
Grund mündlicher Verhandlung in Präsenz. Das vorsitzende Mit-
glied kann zum Zwecke der Vorbereitung der mündlichen Ver-
handlung im Einzelfall Erörterungstermine mit den Verfahrensbe-
teiligten durchführen, über deren Inhalt und etwaig gewonnene 
neue Erkenntnisse die weiteren Mitglieder der Schiedsstelle zeit-
nah, jedoch spätestens am Sitzungstag zu informieren sind. Die 
Verhandlung kann mit dem Einverständnis der Parteien in schrift-
licher oder elektronischer Form sowie als Videokonferenz durch-
geführt werden. Die Geschäftsordnung legt Durchführungsbe-
stimmungen für das Verfahren in Präsenz, in schriftlicher oder 
elektronischer Form sowie als Videokonferenz fest.

(2) Das vorsitzende Mitglied legt in Abstimmung mit der Ge-
schäftsstelle den Gegenstand und bei mündlicher oder als Video-
konferenz stattfindender Verhandlung den Ort, die Zeit der Sitzun-
gen der Schiedsstelle und im Übrigen die Schriftsatzfristen fest. 
Die Geschäftsstelle veranlasst die Ladung der Parteien und der 
Mitglieder der Schiedsstelle. Sitzungsort ist bei mündlicher Ver-
handlung grundsätzlich der Sitz der Geschäftsstelle.

(3) Die Ladungsfrist der Parteien des Schiedsstellenverfahrens be-
trägt mindestens vier Wochen. Die Ladung hat den Ort, die Zeit 
sowie den Gegenstand der Sitzung zu benennen. Ihr sind die An-
tragsunterlagen, die Stellungnahme des Antragsgegners, die wei-
teren eingereichten und die vom vorsitzenden Mitglied zusätzlich 
angeforderten Unterlagen beizufügen, soweit die Unterlagen nicht 
bereits vorliegen. Das für Jugend und Familie zuständige Ministe-
rium ist über Ort, Zeit und Gegenstände eines Sitzungstages zu 
informieren.

(4) Die Sitzung der Schiedsstelle wird vom vorsitzenden Mitglied 
so vorbereitet, dass über den Antrag möglichst in einem Termin 
entschieden werden kann. 

§ 10 
Verhandlung

(1) Die Sitzung wird vom vorsitzenden Mitglied geleitet. Die 
Schiedsstelle kann in Abwesenheit von Parteien verhandeln und 
nach Aktenlage entscheiden, sofern diese mit der Ladung darauf 
hingewiesen worden sind oder selbst auf ihre Anwesenheit ver-
zichtet haben. 
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(2) Die mündliche Verhandlung ist nicht öffentlich. Zuhörende 
und die Stellvertretung des vorsitzenden Mitglieds können an der 
Sitzung der Schiedsstelle teilnehmen, wenn alle Mitglieder der 
Schiedsstelle sowie die Parteien zustimmen. Das für Jugend und 
Familie zuständige Ministerium ist berechtigt, an den Sitzungen 
der Schiedsstelle teilzunehmen. Den Zuhörenden und den Vertre-
tenden nach Satz 2 und 3 stehen kein Rede- und Stimmrecht zu.

(3) Das vorsitzende Mitglied hat in jedem Stadium des Verfahrens 
auf eine gütliche Einigung der Parteien hinzuwirken. 

(4) Die Mitglieder der Schiedsstelle ermitteln den Sachverhalt 
grundsätzlich auf der Grundlage der von den Parteien vorgelegten 
Unterlagen. Die Schiedsstelle kann Sachverständige hinzuziehen. 
Sowohl die Mitglieder der Schiedsstelle als auch die Parteien ha-
ben das Recht, den Sachverständigen Fragen zu stellen, die sie zur 
Aufklärung der Sache für erforderlich halten. Bei Streit zwischen 
den Parteien entscheidet das vorsitzende Mitglied über die Sach-
dienlichkeit und die Zulässigkeit der Fragen an den Sachverstän-
digen.

(5) Über die mündliche Verhandlung ist eine Niederschrift zu fer-
tigen. Die Protokollierung kann vorläufig auf Tonträger, mit Zu-
stimmung der Parteien auch im Rahmen einer Aufzeichnung der 
Verhandlung erfolgen. Sofern nicht das vorsitzende oder ein ande-
res Mitglied der Schiedsstelle die Protokollführung übernimmt, 
fertigt die Geschäftsstelle in Abstimmung mit dem vorsitzenden 
Mitglied eine Niederschrift. § 160a der Zivilprozessordnung (Vor-
läufige Protokollaufzeichnung) gilt entsprechend. Die Nieder-
schrift muss Angaben enthalten über:

a)	 den Ort und den Tag der Verhandlung,

b)	 die Namen der Verhandlungsleitung, der Vertretung der er-
schienenen Parteien, der anwesenden Mitglieder, der schrift-
führenden Person sowie gegebenenfalls der weiteren teilneh-
menden Personen nach Absatz 2,

c)	 den behandelten Verfahrensgegenstand und die gestellten An-
träge,

d)	 den wesentlichen Inhalt der Aussagen der Sachverständigen 
für den Fall, dass die Aussagen über ein schriftlich vorgelegtes 
Gutachten hinausgehen und

e)	 den Inhalt der Einigung oder den gefassten Beschluss der 
Schiedsstelle.

Die Niederschrift ist vom vorsitzenden Mitglied und, soweit eine 
schriftführende Person hinzugezogen wurde, auch von dieser zu 
unterzeichnen. Die Unterzeichnung kann datenschutzkonform auf 
elektronischem Weg erfolgen. Anlagen, auf die in der Verhand-
lungsniederschrift verwiesen wird, sind Gegenstand der Nieder-
schrift.

(6) Für die Durchführung des Schiedsstellenverfahrens gelten im 
Übrigen die Regelungen des ersten und zweiten Kapitels des 
Zehnten Buches Sozialgesetzbuch entsprechend, soweit diese 
Verordnung oder die Geschäftsordnung der Schiedsstelle keine 
abweichenden Regelungen treffen. 

§ 11 
Beratung und Entscheidung

(1) Die Schiedsstelle ist beschlussfähig, wenn bei ordnungsgemä-
ßer Ladung neben dem vorsitzenden Mitglied mindestens je zwei 
Vertretungen der Träger der öffentlichen Jugendhilfe und der Trä-
ger der Einrichtungen anwesend sind. 

(2) Bei fehlender Beschlussfähigkeit ist innerhalb eines Monats 
eine erneute Sitzung durchzuführen. In der Ladung ist darauf hin-
zuweisen, dass die Schiedsstelle in diesem Fall unabhängig von 
der Anzahl der anwesenden Mitglieder beschlussfähig ist. Einer 
nochmaligen Beifügung der in § 9 Absatz 3 genannten Unterlagen 
bedarf es nicht.

(3) Die Schiedsstelle berät und entscheidet nicht öffentlich in Ab-
wesenheit der Parteien, der Sachverständigen, der Zuhörenden 
und der Vertretenden des für Jugend und Familie zuständigen Mi-
nisteriums. Entschieden wird mit der Mehrheit der Stimmen der 
anwesenden Mitglieder. Jedes Mitglied hat eine Stimme. Bei 
Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des vorsitzenden Mit-
glieds. Stimmenthaltung ist nicht zulässig.

(4) Die Entscheidung ist schriftlich zu erlassen und zu begründen 
sowie vom vorsitzenden Mitglied zu unterzeichnen. Sie soll auch 
eine Bestimmung über den Zeitpunkt ihrer Wirksamkeit nach § 78d 
Absatz 2 Satz 1 des Achten Buches Sozialgesetzbuch enthalten so-
wie eine Rechtsbehelfsbelehrung. Die Entscheidung ist den Partei-
en durch die Geschäftsstelle nach den Zustellungsvorschriften der 
§§ 95 bis 99 des Landesverwaltungsverfahrensgesetzes zuzustellen. 
Entscheidungen der Schiedsstelle sind dem für Jugend und Familie 
zuständigen Ministerium nachrichtlich zu übersenden. Grundlegen-
de Entscheidungen sind in geeigneter Form zu veröffentlichen.

(5) Bei Einvernehmen der Antragsteller und der Antragsgegner 
kann die Schiedsstelle auf Vorschlag des vorsitzenden Mitglieds 
ohne mündliche Verhandlung nach Aktenlage entscheiden. Ab-
satz 1, 3 und 4 gelten entsprechend.

§ 12 
Entschädigung

(1) Das vorsitzende Mitglied erhält Reisekosten nach den Vor-
schriften über die Reisekostenvergütung für Bedienstete des Lan-
des. Für sonstige Kosten und Zeitaufwand erhält er für jedes Ver-
fahren einen Pauschalbetrag, der je nach Art der Verfahrensbeen-
digung der Höhe nach gestaffelt ausgestaltet ist. Gleiches gilt für 
die nur teilweise Bearbeitung durch das vorsitzende Mitglied, 
wenn Verfahren wegen Vorsitz- oder Zuständigkeitswechsel über-
geben werden. Die Höhe legen die beteiligten Organisationen zu 
Beginn der Amtsperiode als Pauschalbetrag in der Geschäftsord-
nung fest. Die Festlegung bedarf der Genehmigung des für Jugend 
und Familie zuständigen Ministeriums. Kommt eine Regelung 
nicht zustande, wird der Pauschalbetrag von dem für Jugend und 
Familie zuständigen Ministerium festgesetzt.

(2) Die übrigen Mitglieder der Schiedsstelle erhalten Reisekosten 
sowie Ersatz für sonstige Barauslagen und Zeitaufwand von den 
Organisationen, die sie bestellt haben oder für die sie nach der 
Regelung des § 4 Absatz 5 von dem für Jugend und Familie zu-
ständigen Ministerium bestellt wurden, nach deren Regelungen.
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(3) Sachverständige erhalten eine Entschädigung entsprechend 
dem Justizvergütungs- und -entschädigungsgesetz.

(4) Das Verfahren über die Entschädigungen ist in der Geschäfts-
ordnung zu regeln. Zuständige Behörde für Festsetzung, Anwei-
sung und Rückforderung von Reisekostenvergütungen und des 
Pauschalbetrags nach Absatz 1 ist das Landesamt für Gesundheit 
und Soziales Mecklenburg-Vorpommern.

§ 13 
Verfahrensgebühr

(1) Das vorsitzende Mitglied setzt für jedes Verfahren eine Verfah-
rensgebühr fest. Die Höhe der Verfahrensgebühr wird entsprechend 
der Bedeutung und der Schwierigkeit der Sache, dem Verfahrens-
stand bei Beendigung der Sache und unter angemessener Berück-
sichtigung der im Einzelfall entstandenen Kosten bestimmt. Sie 
beträgt mindestens 700 Euro und höchstens 7 000 Euro. Die Gebüh-
renpflicht entsteht mit Antragseingang bei der Geschäftsstelle.

(2) Wird der Antrag vor Versendung der Ladungen zur mündlichen 
Verhandlung, vor oder während der mündlichen Verhandlung zu-
rückgenommen oder einigen sich die Parteien in den genannten 
Stadien, so richtet sich die Höhe der Gebühr nach den hierfür ge-
troffenen Regelungen der Geschäftsordnung. 

(3) Die Entscheidung über die Verteilung der Verfahrensgebühr er-
geht zusammen mit der Sachentscheidung, es sei denn, das Verfahren 
erledigt sich auf andere Weise. Die Entscheidung ist zu begründen. 

(4) Die unterliegende Partei trägt die Verfahrensgebühr. Bei teil-
weisem Unterliegen teilt das vorsitzende Mitglied die Kosten ent-
sprechend anteilig zwischen den Parteien auf. Soweit eine Zu-
rückverweisung zur weiteren Verhandlung durch die Parteien er-
folgt, werden die Kosten hälftig geteilt. Bei Verfahren, die sich auf 
andere Weise erledigen, entscheidet das vorsitzende Mitglied un-
ter Berücksichtigung des bisherigen Sach- und Streitstandes über 
die Verteilung nach billigem Ermessen.

Artikel 3 
Landesverordnung über die Bildung und das Verfahren einer 

Schiedsstelle nach § 76 des Elften Buches Sozialgesetzbuch 
(Schiedsstellenlandesverordnung SGB XI –  

SchStLVO SGB XI M-V)

GS Meckl.-Vorp. Gl.-Nr. B 860 - 11 - 9

§ 1 
Bildung und Aufgabe der Schiedsstelle

(1) In Mecklenburg-Vorpommern ist beim Landesamt für Gesund-
heit und Soziales Mecklenburg-Vorpommern eine Schiedsstelle 
nach § 76 des Elften Buches Sozialgesetzbuch gebildet.

(2) Die Schiedsstelle entscheidet auf Antrag über die ihr nach dem 
Elften Buch Sozialgesetzbuch zugewiesenen Angelegenheiten.

(3) Die Schiedsstelle gibt sich eine Geschäftsordnung. Die Ge-
schäftsordnung ist mit der Mehrheit von zwei Dritteln aller Mit-
glieder zu beschließen.

§ 2 
Geschäftsstelle, Rechtsaufsicht

(1) Für die Schiedsstelle wird eine Geschäftsstelle beim Landes-
amt für Gesundheit und Soziales eingerichtet. Die Mitarbeitenden 
der Geschäftsstelle unterliegen, soweit sie für die Geschäftsstelle 
tätig sind, den fachlichen Weisungen des vorsitzenden Mitglieds 
der Schiedsstelle.

(2) Die Rechtsaufsicht über die Schiedsstelle führt das für Sozia-
les zuständige Ministerium. § 80 Absatz 1 der Kommunalverfas-
sung (Informationsrecht) gilt entsprechend.

§ 3 
Zusammensetzung der Schiedsstelle

(1) Die Schiedsstelle besteht aus 13 Mitgliedern. Sie ist unter Be-
achtung von § 4 Absatz 1 mit einem unparteiischen vorsitzenden 
Mitglied und zwei weiteren unparteiischen Mitgliedern sowie drei 
Vertretenden der Pflegekassen, einem Vertretenden des Verbandes 
der privaten Krankenversicherung e. V., einem Vertretenden der 
Sozialhilfeträger (Kostenträger) sowie fünf Vertretenden der Pfle-
geeinrichtungen nach Maßgabe des § 76 Absatz 2 des Elften Bu-
ches Sozialgesetzbuch besetzt.

(2) Das vorsitzende Mitglied hat eine und die zwei weiteren unpar-
teiischen Mitglieder mindestens eine unparteiische Stellvertretung, 
die übrigen Mitglieder der Schiedsstelle haben jeweils mindestens 
eine erste und eine zweite Stellvertretung. Die Stellvertretungen ha-
ben bei Verhinderung oder Ausscheiden (Abberufung, Amtsnieder-
legung und Ausschluss) des Mitglieds dessen Rechte und Pflichten. 

(3) Bei hohem Antragsaufkommen, das zum Beispiel mit einem 
Rückstau der Antragsbearbeitung verbunden ist, können einge-
hende und bestehende Verfahren bei Zustimmung der Mehrheit 
der Mitglieder der Schiedsstelle im Benehmen mit der Rechtsauf-
sicht nach § 2 Absatz 2 für einen befristeten Zeitraum von nicht 
mehr als zwei Jahren nach abstrakt generellen Kriterien zwischen 
dem vorsitzenden Mitglied und dessen Stellvertretung zur verant-
wortlichen Verfahrensleitung aufgeteilt und übertragen werden. 
Für die nach Satz 1 aufgeteilten Verfahren nehmen beide die Auf-
gaben des vorsitzenden Mitglieds wahr. Sind für die unparteii-
schen und die weiteren Mitglieder Stellvertretungen benannt, 
kann mit dem Beschluss bestimmt werden, dass auch die Stellver-
tretungen der Mitglieder in den Sitzungen der Stellvertretung des 
vorsitzenden Mitglieds mit diesem die Sitzungen durchführen und 
entscheiden. Weitere Einzelheiten (zum Beispiel die jeweilige 
Vertretung) kann die Geschäftsordnung regeln.

(4) Das vorsitzende Mitglied und dessen Stellvertretung müssen 
die Befähigung zum Richteramt besitzen. 

(5) Das vorsitzende Mitglied, die beiden unparteiischen Mitglie-
der und deren Stellvertretungen dürfen zur Wahrung der Unpartei-
lichkeit im Sinne von Absatz 1 weder haupt- noch nebenberuflich 
bei einer der nach § 4 Absatz 1 beteiligten Organisationen oder 
deren Mitgliedsorganisationen in den letzten fünf Jahren tätig ge-
wesen sein, tätig sein oder während der Schiedsstellenmitarbeit 
tätig werden. Gleiches gilt für eine jegliche Form der Teilhaber-
schaft. Eine ehrenamtliche Betätigung ist anzuzeigen, steht aber 
der Unparteilichkeit nicht entgegen. 
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§ 4 
Bestellung der Mitglieder

(1) Die Mitglieder der Schiedsstelle werden wie folgt für die nach-
stehenden Organisationen bestellt:

1.	 Die Vertretungen der Kostenträger bestellen

a)	 drei Mitglieder durch die Landesverbände der Pflegekas-
sen,

b)	 ein Mitglied durch den Verband der privaten Krankenver-
sicherung e. V. und

c)	 ein Mitglied durch den Kommunalen Sozialverband 
Mecklenburg-Vorpommern.

2.	 Die Vertretungen der Vereinigungen der Träger der Pflegeein-
richtungen bestellen fünf Mitglieder.

(2) Die Bestellung der Stellvertretungen soll gleichzeitig mit der 
Bestellung des vorsitzenden Mitglieds sowie der weiteren Mit-
glieder nach Maßgabe von § 3 Absatz 2 erfolgen.

(3) Die beteiligten Organisationen sollen sich auf ein vorsitzendes 
Mitglied sowie dessen Stellvertretung verständigen und dieses ge-
mäß § 76 Absatz 2 des Elften Buches Sozialgesetzbuch gemein-
sam bestellen. 

(4) Kommt eine Einigung über die Bestellung des vorsitzenden 
Mitglieds oder dessen Stellvertretung nicht zustande, werden sie 
gemäß § 76 Absatz 2 des Elften Buches Sozialgesetzbuch durch 
Los bestimmt. Die Losverfahren werden durch die Geschäftsstelle 
getrennt durchgeführt. Für die zu besetzenden Ämter kann jede 
nach Absatz 1 beteiligte Organisation entsprechend der Schieds-
stellenmitgliederanzahl nach Absatz 1 einen Vorschlag bei der 
Geschäftsstelle einreichen. Namensgleiche Vorschläge sind mög-
lich. Jedes Los ist mit dem Namen des entsprechenden Vorschlags 
zu versehen. Organisationen nach Absatz 1, die keinen Vorschlag 
einreichen und auch keinen Antrag nach Absatz 5 stellen bezie-
hungsweise sich keinem Vorschlag anschließen, werden beim 
Losverfahren nicht berücksichtigt. Die am Losverfahren teilneh-
menden Kandidaten erhalten so viele Lose zugewiesen, wie sie 
Unterstützung durch die beteiligten Organisationen nach der Zahl 
ihrer Vorschlagsrechte zur Kandidatenbenennung auf sich verei-
nen. 

(5) Soweit die beteiligten Organisationen keine Vertretung bestel-
len oder keine Kandidatin beziehungsweise keinen Kandidaten 
für das Amt des vorsitzenden Mitglieds oder dessen Stellvertre-
tung benennen, bestellt gemäß § 76 Absatz 2 des Elften Buches 
Sozialgesetzbuch das für Soziales zuständige Ministerium auf 
Antrag einer der beteiligten Organisationen die Vertretungen und 
benennt die Kandidatinnen und Kandidaten für die Position des 
vorsitzenden Mitglieds und dessen Stellvertretung.

(6) Die Bestellung der Mitglieder der nach Absatz 1 zu beteiligen-
den Organisationen und deren Vertretungen sowie des vorsitzen-
den Mitglieds und dessen Stellvertretung sind der Geschäftsstelle 
bis spätestens drei Monate vor Ablauf der Amtsperiode schriftlich 
oder elektronisch mitzuteilen. Die Geschäftsstelle unterrichtet 
schriftlich oder elektronisch die beteiligten Organisationen und 

das für Soziales zuständige Ministerium über die Bestellung des 
vorsitzenden Mitglieds sowie dessen Stellvertretung. Die Betrau-
ung mit dem Amt erfolgt jeweils durch Erklärung des für Soziales 
zuständigen Ministeriums.

§ 5 
Amtsdauer und Amtsperiode

(1) Die Amtsperiode der Schiedsstelle beträgt fünf Jahre. Die 
nächste Amtsperiode beginnt am 1. April 2023. 

(2) Sind für eine neue Amtsperiode noch nicht alle Mitglieder be-
stellt, führen die bisherigen Mitglieder die Geschäfte über den 
Ablauf der Amtsperiode hinaus bis zu einer Neubestellung weiter.

(3) Scheidet ein Mitglied vor Ablauf der Amtsperiode aus, wird 
ein neues Mitglied für diese vakante Position von den nach § 4 
Absatz 1 zuständigen Organisationen für den Rest der Amtsperio-
de bestellt. 

(4) Die erneute Bestellung eines Mitglieds ist möglich.

(5) Für die stellvertretenden Mitglieder gelten die Absätze 1 bis 4 
entsprechend.

§ 6 
Abberufung und Amtsniederlegung

(1) Das vorsitzende Mitglied, die weiteren unparteiischen Mitglie-
der und deren Stellvertretungen sollen auf Antrag einer beteiligten 
Organisation bei Zustimmung von zwei Dritteln der Mitglieder 
der Schiedsstelle von dem für Soziales zuständigen Ministerium 
abberufen werden. Die Geschäftsstelle unterrichtet die beteiligten 
Organisationen über die Abberufung. 

(2) Die übrigen Mitglieder der Schiedsstelle und ihre Stellvertre-
tungen können von den Organisationen abberufen werden, die sie 
bestellt haben. Nach § 4 Absatz 5 bestellte Mitglieder können nur 
von dem für Soziales zuständigen Ministerium abberufen werden. 
Die Abberufung ist der Geschäftsstelle schriftlich oder elektro-
nisch mitzuteilen. 

(3) Das vorsitzende Mitglied, die weiteren unparteiischen Mitglie-
der und deren Stellvertretungen können ihr Amt durch schriftliche 
oder elektronische Erklärung gegenüber der Geschäftsstelle nie-
derlegen. Die Geschäftsstelle unterrichtet die beteiligten Organi-
sationen und das für Soziales zuständige Ministerium unverzüg-
lich über die Niederlegung.

(4) Die Mitglieder der Schiedsstelle und deren Stellvertretungen 
können ihr Amt durch schriftliche oder elektronische Erklärung 
gegenüber der Organisation, die sie bestellt hat, niederlegen. Dies 
ist der Geschäftsstelle unverzüglich durch die betreffende Organi-
sation schriftlich oder elektronisch mitzuteilen. 

(5) Nach einer Abberufung nach Absatz 1 oder 2 sowie einer 
Amtsniederlegung nach Absatz 3 oder 4 ist unverzüglich, spätes-
tens mit Ablauf des auf die Amtsniederlegung folgenden Monats, 
eine ersetzende Bestellung nach § 4 vorzunehmen.
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§ 7 
Amtsführung

(1) Gemäß § 76 Absatz 3 des Elften Buches Sozialgesetzbuch füh-
ren die Mitglieder der Schiedsstelle und deren Stellvertretungen 
ihr Amt als Ehrenamt. Sie sind an Weisungen nicht gebunden. Je-
des Mitglied hat eine Stimme. 

(2) Die Mitglieder sind verpflichtet, an den Sitzungen der Schieds-
stelle teilzunehmen. Ein an der Teilnahme verhindertes Mitglied 
muss unverzüglich nach Bekanntgabe des Sitzungstermins eine 
seiner Stellvertretungen zur Teilnahme an der Sitzung unter Bei-
fügung etwaig übersandter Unterlagen auffordern und die Verhin-
derung sowie die Stellvertretung der Geschäftsstelle mitteilen.

(3) In einem Schiedsstellenverfahren darf als Mitglied der 
Schiedsstelle nicht tätig werden, wer bei der streitgegenständli-
chen Verhandlung maßgeblich mitgewirkt hat oder wer durch die 
Mitwirkung im Schiedsstellenverfahren oder durch die Entschei-
dung einen unmittelbaren Vor- oder Nachteil erlangen kann. Dies 
gilt nicht, wenn die maßgebliche Mitwirkung oder der Vor- oder 
Nachteil nur darauf beruht, dass diese Person einer der nach § 4 
Absatz 1 zu beteiligenden Organisationen angehört und deren In-
teressen wahrnimmt. § 3 Absatz 5 bleibt unberührt.

(4) Hält sich ein Mitglied der Schiedsstelle in einem Schiedsstellen-
verfahren für befangen oder bestehen Zweifel, ob die Voraussetzun-
gen des Absatzes 3 gegeben sind, ist dies dem vorsitzenden Mitglied 
der Schiedsstelle unverzüglich mitzuteilen. Die Schiedsstelle ent-
scheidet nach Anhörung durch Mehrheitsvotum über einen mögli-
chen Ausschluss, gegebenenfalls auch in einem schriftlichen Ver-
fahren. Die betroffene Person darf an dieser Entscheidung nicht 
mitwirken. Das ausgeschlossene Mitglied darf bei der weiteren 
Beratung und Beschlussfassung nicht zugegen sein. Es wird durch 
seine Stellvertretung ersetzt. Hält sich das vorsitzende Mitglied für 
befangen, hat es dies den Mitgliedern der Schiedsstelle unverzüg-
lich mitzuteilen; die Sätze 2 bis 5 gelten entsprechend. 

(5) Liegt ein Grund vor, der geeignet ist, Misstrauen gegen eine 
unparteiische Amtsausübung des vorsitzenden Mitglieds, eines 
der unparteiischen Mitglieder oder deren Stellvertretungen zu 
rechtfertigen oder wird von einer am Verfahren beteiligten Person 
oder einem Mitglied der Schiedsstelle das Vorliegen eines solchen 
Grundes dargelegt, unterrichtet die Geschäftsstelle das für Sozia-
les zuständige Ministerium. Sofern sich das vorsitzende Mitglied, 
das unparteiische Mitglied oder deren Stellvertretung nicht selbst 
einer Mitwirkung enthalten, ist das für Soziales zuständige Minis-
terium befugt, das vorsitzende Mitglied oder dessen Stellvertre-
tung von der Mitwirkung am weiteren Verfahren und der Entschei-
dung auszuschließen, wenn sich der Grund für das Misstrauen 
nach Anhörung als begründet erweist. Das vorsitzende Mitglied 
wird für das weitere Verfahren und die Entscheidung durch seine 
Stellvertretung ersetzt.

(6) Die Mitglieder der Schiedsstelle haben über die ihnen bei der 
Amtsführung bekanntgewordenen Angelegenheiten Verschwie-
genheit zu wahren. Sie sind nicht befugt, Unterlagen ohne Zustim-
mung der jeweiligen Betroffenen an Dritte weiterzugeben. Dies 
gilt auch nach ihrem Ausscheiden aus der Schiedsstelle. Es gilt 
nicht für Mitteilungen im dienstlichen Verkehr oder über Tatsa-
chen, die offenkundig sind oder ihrer Bedeutung nach keiner Ge-
heimhaltung bedürfen.

§ 8 
Einleitung des Schiedsstellenverfahrens

(1) Das Verfahren vor der Schiedsstelle kann schriftlich oder – 
soweit ein elektronisches Verfahren eingerichtet ist – elektronisch 
durchgeführt werden. Es wird durch einen Antrag einer der Ver-
tragsparteien bei der Geschäftsstelle nach § 2 Absatz 1 eingeleitet. 

(2) Der Antrag hat die Parteien zu bezeichnen, den Sachverhalt 
und das Ergebnis der vorangegangenen Verhandlungen darzule-
gen sowie die Gegenstände aufzuführen, über die eine Einigung 
nicht zustande gekommen ist. Die von der Partei in den Verhand-
lungen vorgelegten Nachweise und sonstigen Unterlagen sind bei-
zufügen, soweit sie die streitig gebliebenen Gegenstände berüh-
ren. Der Antrag und alle weiteren Unterlagen sind in sechzehnfa-
cher Ausfertigung bei der Geschäftsstelle einzureichen. Ist ein 
elektronisches Verfahren eingerichtet, entfallen bei elektronischer 
Antragstellung die Mehrfertigungen, jedoch nicht die Einreichung 
von zwei Originalen.

(3) In Abstimmung mit dem vorsitzenden Mitglied leitet die Ge-
schäftsstelle dem Antragsgegner eine Ausfertigung des Antrags 
nebst Anlagen zu und fordert ihn auf, innerhalb einer vom vorsit-
zenden Mitglied zu bestimmenden angemessenen Frist, zu dem 
Antrag Stellung zu nehmen. Der Grundsatz der Verfahrensbe-
schleunigung ist zu beachten.

(4) Auf Verlangen des vorsitzenden Mitglieds sind die Parteien 
verpflichtet, in einer von ihm zu bestimmenden Frist zusätzliche 
Unterlagen vorzulegen und Auskünfte zu erteilen, die für die Ent-
scheidung der Schiedsstelle erforderlich sind.

(5) Äußern sich die Parteien innerhalb einer nach den Absätzen 3 
und 4 gesetzten Frist nicht, kann die Schiedsstelle ohne Stellung-
nahme über den Antrag entscheiden.

(6) Unterlagen, die nach einer nach den Absätzen 3 und 4 gesetz-
ten Frist nicht rechtzeitig vorgelegt werden, können auf Antrag 
eines Mitglieds der Schiedsstelle oder der Gegenpartei zurückge-
wiesen werden. Die Entscheidung hierüber trifft das vorsitzende 
Mitglied unter Abwägung der Interessen der zur Vorlage ver-
pflichteten Partei und dem Gebot der Verfahrensbeschleunigung.

(7) Ein Schiedsstellenantrag kann ohne Einwilligung der anderen 
Vertragspartei jederzeit zurückgenommen werden.

§ 9 
Vorbereitung der Sitzung

(1) Die Schiedsstelle entscheidet über den Antrag in der Regel auf 
Grund mündlicher Verhandlung in Präsenz. Das vorsitzende Mit-
glied kann zum Zwecke der Vorbereitung der mündlichen Ver-
handlung im Einzelfall Erörterungstermine mit den Verfahrensbe-
teiligten durchführen, über deren Inhalt und etwaig gewonnene 
neue Erkenntnisse die weiteren Mitglieder der Schiedsstelle zeit-
nah, jedoch spätestens am Sitzungstag zu informieren sind. Die 
Verhandlung kann mit dem Einverständnis der Parteien in schrift-
licher oder elektronischer Form sowie als Videokonferenz durch-
geführt werden. Die Geschäftsordnung legt Durchführungsbe-
stimmungen für das Verfahren in Präsenz, in schriftlicher oder 
elektronischer Form sowie als Videokonferenz fest. 
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(2) Das vorsitzende Mitglied legt in Abstimmung mit der Ge-
schäftsstelle den Gegenstand und bei mündlicher oder als Video-
konferenz stattfindender Verhandlung den Ort, die Zeit der Sitzun-
gen der Schiedsstelle und im Übrigen die Schriftsatzfristen fest. 
Die Geschäftsstelle veranlasst die Ladung der Parteien und der 
Mitglieder der Schiedsstelle. Sitzungsort ist bei mündlicher Ver-
handlung grundsätzlich der Sitz der Geschäftsstelle.

(3) Die Ladungsfrist der Parteien des Schiedsstellenverfahrens be-
trägt mindestens vier Wochen. Die Ladung hat den Ort, die Zeit 
sowie den Gegenstand der Sitzung zu benennen. Ihr sind die An-
tragsunterlagen, die Stellungnahme des Antragsgegners, die wei-
teren eingereichten und die vom vorsitzenden Mitglied zusätzlich 
angeforderten Unterlagen beizufügen, soweit die Unterlagen nicht 
bereits vorliegen. Das für Soziales zuständige Ministerium ist 
über Ort, Zeit und Gegenstände eines Sitzungstages zu informie-
ren.

(4) Die Sitzung der Schiedsstelle wird vom vorsitzenden Mitglied 
so vorbereitet, dass über den Antrag möglichst in einem Termin 
entschieden werden kann. 

§ 10 
Verhandlung

(1) Die Sitzung wird vom vorsitzenden Mitglied geleitet. Die 
Schiedsstelle kann in Abwesenheit von Parteien verhandeln und 
nach Aktenlage entscheiden, sofern diese mit der Ladung darauf 
hingewiesen worden sind oder selbst auf ihre Anwesenheit ver-
zichtet haben. 

(2) Die mündliche Verhandlung ist nicht öffentlich. Zuhörende 
und die Stellvertretung des vorsitzenden Mitglieds können an der 
Sitzung der Schiedsstelle teilnehmen, wenn alle Mitglieder der 
Schiedsstelle sowie die Parteien zustimmen. Das für Soziales zu-
ständige Ministerium ist berechtigt, an den Sitzungen der Schieds-
stelle teilzunehmen. Den Zuhörenden und den Vertretenden nach 
Satz 2 und 3 stehen kein Rede- und Stimmrecht zu.

(3) Das vorsitzende Mitglied hat in jedem Stadium des Verfahrens 
auf eine gütliche Einigung der Parteien hinzuwirken. 

(4) Die Mitglieder der Schiedsstelle ermitteln den Sachverhalt 
grundsätzlich auf der Grundlage der von den Parteien vorgelegten 
Unterlagen. Die Schiedsstelle kann Sachverständige hinzuziehen. 
Sowohl die Mitglieder der Schiedsstelle als auch die Parteien ha-
ben das Recht, den Sachverständigen Fragen zu stellen, die sie zur 
Aufklärung der Sache für erforderlich halten. Bei Streit zwischen 
den Parteien entscheidet das vorsitzende Mitglied über die Sach-
dienlichkeit und die Zulässigkeit der Fragen.

(5) Über die mündliche Verhandlung ist eine Niederschrift zu fer-
tigen. Die Protokollierung kann vorläufig auf Tonträger, mit Zu-
stimmung der Parteien auch im Rahmen einer Aufzeichnung der 
Verhandlung erfolgen. Sofern nicht das vorsitzende oder ein ande-
res Mitglied der Schiedsstelle die Protokollführung übernimmt, 
fertigt die Geschäftsstelle in Abstimmung mit dem vorsitzenden 
Mitglied eine Niederschrift. § 160a der Zivilprozessordnung (Vor-
läufige Protokollaufzeichnung) gilt entsprechend. Die Nieder-
schrift muss Angaben enthalten über:

a)	 den Ort und den Tag der Verhandlung,

b)	 die Namen der Verhandlungsleitung, der Vertretung der er-
schienenen Parteien, der anwesenden Mitglieder, der schrift-
führenden Person sowie gegebenenfalls der weiteren teilneh-
menden Personen nach Absatz 2,

c)	 den behandelten Verfahrensgegenstand und die gestellten An-
träge,

d)	 den wesentlichen Inhalt der Aussagen der Sachverständigen 
für den Fall, dass die Aussagen über ein schriftlich vorgelegtes 
Gutachten hinausgehen und

e)	 den Inhalt der Einigung oder den gefassten Beschluss der 
Schiedsstelle.

Die Niederschrift ist vom vorsitzenden Mitglied und, soweit eine 
schriftführende Person hinzugezogen wurde, auch von dieser zu 
unterzeichnen. Die Unterzeichnung kann datenschutzkonform auf 
elektronischem Weg erfolgen. Anlagen, auf die in der Verhand-
lungsniederschrift verwiesen wird, sind Gegenstand der Nieder-
schrift.

(6) Für die Durchführung des Schiedsstellenverfahrens gelten im 
Übrigen die Regelungen des ersten und zweiten Kapitels des 
Zehnten Buches Sozialgesetzbuch entsprechend, soweit diese 
Verordnung oder die Geschäftsordnung der Schiedsstelle keine 
abweichenden Regelungen treffen. 

§ 11 
Beratung und Entscheidung

(1) Die Schiedsstelle ist beschlussfähig, wenn bei ordnungsgemä-
ßer Ladung neben dem vorsitzenden Mitglied mindestens je drei 
Vertretungen der Kostenträger und der Vereinigungen der Träger 
der Pflegeeinrichtungen anwesend sind. 

(2) Bei fehlender Beschlussfähigkeit ist innerhalb eines Monats 
eine erneute Sitzung durchzuführen. In der Ladung ist darauf hin-
zuweisen, dass die Schiedsstelle in diesem Fall unabhängig von 
der Anzahl der anwesenden Mitglieder beschlussfähig ist. Einer 
nochmaligen Beifügung der in § 9 Absatz 3 genannten Unterlagen 
bedarf es nicht.

(3) Die Schiedsstelle berät und entscheidet nicht öffentlich in Ab-
wesenheit der Parteien, der Sachverständigen, der Zuhörenden 
und des für Soziales zuständigen Ministeriums. Gemäß § 76 Ab-
satz 3 des Elften Buches Sozialgesetzbuch wird mit der Mehrheit 
der Stimmen der anwesenden Mitglieder entschieden, jedes Mit-
glied hat eine Stimme, bei Stimmengleichheit entscheidet die 
Stimme des vorsitzenden Mitglieds. Stimmenthaltung ist nicht 
zulässig.

(4) Die Entscheidung ist schriftlich zu erlassen und zu begründen 
sowie vom vorsitzenden Mitglied zu unterzeichnen. Sie soll auch 
eine Bestimmung über den Zeitpunkt ihrer Wirksamkeit nach § 85 
Absatz 3 Satz 1 des Elften Buches Sozialgesetzbuch enthalten so-
wie eine Rechtsbehelfsbelehrung. Die Entscheidung ist den Par-
teien durch die Geschäftsstelle nach den Zustellungsvorschriften 
der §§ 95 bis 99 des Landesverwaltungsverfahrensgesetzes zuzu-
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stellen. Entscheidungen der Schiedsstelle sind dem für Soziales 
zuständigen Ministerium nachrichtlich zu übersenden. Grundle-
gende Entscheidungen sind in geeigneter Form zu veröffentli-
chen.

(5) Bei Einvernehmen der Antragsteller und der Antragsgegner 
kann die Schiedsstelle auf Vorschlag des vorsitzenden Mitglieds 
ohne mündliche Verhandlung nach Aktenlage entscheiden. Ab-
satz 1, 3 und 4 gelten entsprechend.

§ 12 
Entschädigung

(1) Das vorsitzende Mitglied und die beiden unparteiischen Mitglie-
der erhalten Reisekosten nach den Vorschriften über die Reisekos-
tenvergütung für Bedienstete des Landes. Für sonstige Kosten und 
Zeitaufwand erhalten das vorsitzende Mitglied und die beiden un-
parteiischen Mitglieder für jedes Verfahren einen Pauschalbetrag, 
der je nach Art der Verfahrensbeendigung der Höhe nach gestaffelt 
ausgestaltet ist. Gleiches gilt für die nur teilweise Bearbeitung 
durch das vorsitzende Mitglied, wenn Verfahren wegen Vorsitz- 
oder Zuständigkeitswechsel übergeben werden. Die Höhe legen die 
beteiligten Organisationen zu Beginn der Amtsperiode als Pau-
schalbetrag in der Geschäftsordnung fest. Die Festlegung bedarf der 
Genehmigung des für Soziales zuständigen Ministeriums. Kommt 
eine Regelung nicht zustande, wird der Pauschalbetrag von dem für 
Soziales zuständigen Ministerium festgesetzt.

(2) Die übrigen Mitglieder der Schiedsstelle erhalten Reisekosten 
sowie Ersatz für sonstige Barauslagen und Zeitaufwand von den 
Organisationen, die sie bestellt haben oder für die sie nach der 
Regelung des § 4 Absatz 5 von dem für Soziales zuständigen Mi-
nisterium bestellt wurden, nach deren Regelungen.

(3) Sachverständige erhalten eine Entschädigung entsprechend 
dem Justizvergütungs- und -entschädigungsgesetz.

(4) Das Verfahren über die Entschädigungen ist in der Geschäfts-
ordnung zu regeln. Zuständige Behörde für Festsetzung, Anwei-
sung und Rückforderung von Reisekostenvergütungen und des 
Pauschalbetrags nach Absatz 1 ist das Landesamt für Gesundheit 
und Soziales Mecklenburg-Vorpommern.

§ 13 
Verfahrensgebühr

(1) Das vorsitzende Mitglied setzt für jedes Verfahren eine Verfah-
rensgebühr fest. Die Höhe der Verfahrensgebühr wird entspre-
chend der Bedeutung und der Schwierigkeit der Sache, dem Ver-
fahrensstand bei Beendigung der Sache und unter angemessener 
Berücksichtigung der im Einzelfall entstandenen Kosten be-
stimmt. Sie beträgt mindestens 700 Euro und höchstens 7  000 
Euro. Die Gebührenpflicht entsteht mit Antragseingang bei der 
Geschäftsstelle.

(2) Wird der Antrag vor Versendung der Ladungen zur mündlichen 
Verhandlung, vor oder während der mündlichen Verhandlung zu-
rückgenommen oder einigen sich die Parteien in den genannten 
Stadien, so richtet sich die Höhe der Gebühr nach den hierfür ge-
troffenen Regelungen der Geschäftsordnung. 

(3) Die Entscheidung über die Verteilung der Verfahrensgebühr er-
geht zusammen mit der Sachentscheidung, es sei denn, das Verfahren 
erledigt sich auf andere Weise. Die Entscheidung ist zu begründen. 

(4) Die unterliegende Partei trägt die Verfahrensgebühr. Bei teil-
weisem Unterliegen teilt das vorsitzende Mitglied die Kosten ent-
sprechend anteilig zwischen den Parteien auf. Soweit eine Zu-
rückverweisung zur weiteren Verhandlung durch die Parteien er-
folgt, werden die Kosten hälftig geteilt. Bei Verfahren, die sich auf 
andere Weise erledigen, entscheidet das vorsitzende Mitglied un-
ter Berücksichtigung des bisherigen Sach- und Streitstandes über 
die Verteilung nach billigem Ermessen.

Artikel 4 
Landesverordnung über die Bildung und  

das Verfahren einer Schiedsstelle nach § 81  
des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch 

(Schiedsstellenlandesverordnung SGB XII –  
SchStLVO SGB XII M-V)

GS Meckl.-Vorp. Gl.-Nr. B 860 - 12 - 9

§ 1 
Bildung und Aufgabe der Schiedsstelle

(1) In Mecklenburg-Vorpommern wird beim Landesamt für Ge-
sundheit und Soziales Mecklenburg-Vorpommern eine Schieds-
stelle nach § 81 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch gebildet.

(2) Die Schiedsstelle entscheidet auf Antrag über die ihr nach dem 
Zwölften Buch Sozialgesetzbuch zugewiesenen Angelegenheiten.

(3) Die Schiedsstelle gibt sich eine Geschäftsordnung. Die Ge-
schäftsordnung ist mit der Mehrheit von zwei Dritteln aller Mit-
glieder zu beschließen.

§ 2 
Geschäftsstelle, Rechtsaufsicht

(1) Für die Schiedsstelle wird eine Geschäftsstelle beim Landes-
amt für Gesundheit und Soziales eingerichtet. Die Mitarbeitenden 
der Geschäftsstelle unterliegen, soweit sie für die Geschäftsstelle 
tätig sind, den fachlichen Weisungen des vorsitzenden Mitglieds 
der Schiedsstelle.

(2) Die Rechtsaufsicht über die Schiedsstelle führt das für Sozia-
les zuständige Ministerium. § 80 Absatz 1 der Kommunalverfas-
sung (Informationsrecht) gilt entsprechend.

§ 3 
Zusammensetzung der Schiedsstelle

(1) Die Schiedsstelle besteht aus sieben Mitgliedern. Sie ist mit 
einem unparteiischen vorsitzenden Mitglied und sechs weiteren 
Mitgliedern besetzt, davon unter Beachtung von § 4 Absatz 1 drei 
Vertretungen der Vereinigungen der Leistungserbringer, zwei Ver-
tretungen der Landkreise und kreisfreien Städte als Sozialhilfeträ-
ger sowie eine Vertretung der zentralen Stelle der Eingliederungs- 
und Sozialhilfeträger.
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(2) Das vorsitzende Mitglied hat eine unparteiische Stellvertre-
tung, die übrigen Mitglieder der Schiedsstelle haben jeweils min-
destens eine erste und eine zweite Stellvertretung. Die Stellvertre-
tungen haben bei Verhinderung oder Ausscheiden (Abberufung, 
Amtsniederlegung und Ausschluss) des Mitglieds dessen Rechte 
und Pflichten. 

(3) Bei hohem Antragsaufkommen, das zum Beispiel mit einem 
Rückstau der Antragsbearbeitung verbunden ist, können eingehen-
de und bestehende Verfahren bei Zustimmung der Mehrheit der 
Mitglieder der Schiedsstelle im Benehmen mit der Rechtsaufsicht 
gemäß § 2 Absatz 2 für einen befristeten Zeitraum von nicht mehr 
als zwei Jahren nach abstrakt generellen Kriterien zwischen dem 
vorsitzenden Mitglied und dessen Stellvertretung zur verantwortli-
chen Verfahrensleitung aufgeteilt und übertragen werden. Für die 
nach Satz 1 aufgeteilten Verfahren nehmen beide die Aufgaben des 
vorsitzenden Mitglieds wahr. Sind für die Mitglieder Stellvertretun-
gen benannt, kann mit dem Beschluss bestimmt werden, dass auch 
die Stellvertretungen der Mitglieder in den Sitzungen der Stellver-
tretung des vorsitzenden Mitglieds mit diesem die Sitzungen durch-
führen und entscheiden. Weitere Einzelheiten (zum Beispiel die je-
weilige Vertretung) kann die Geschäftsordnung regeln.

(4) Das vorsitzende Mitglied und dessen Stellvertretung müssen 
die Befähigung zum Richteramt besitzen. 

(5) Das vorsitzende Mitglied und dessen Stellvertretung dürfen 
zur Wahrung der Unparteilichkeit im Sinne von Absatz 1 weder 
haupt- noch nebenberuflich bei einer der nach § 4 Absatz 1 betei-
ligten Organisationen oder deren Mitgliedsorganisationen in den 
letzten fünf Jahren tätig gewesen sein, tätig sein oder während der 
Schiedsstellenmitarbeit tätig werden. Gleiches gilt für eine jegli-
che Form der Teilhaberschaft. Eine ehrenamtliche Betätigung ist 
anzuzeigen, steht aber der Unparteilichkeit nicht entgegen. 

§ 4 
Bestellung der Mitglieder

(1) Die Mitglieder der Schiedsstelle werden wie folgt für die nach-
stehenden Organisationen bestellt:

1.	 als Vertreter der Leistungserbringer:

a)	 zwei Mitglieder der LIGA der Spitzenverbände der Freien 
Wohlfahrtspflege in Mecklenburg-Vorpommern e. V. und

b)	 ein Mitglied des Bundesverbandes privater Anbieter so
zialer Dienste e. V. Landesgeschäftsstelle Mecklenburg-
Vorpommern

2.	 als Vertreter der Sozialhilfeträger:

a)	 ein Mitglied des Städte- und Gemeindetages Mecklen-
burg-Vorpommern e. V.,

b)	 ein Mitglied des Landkreistages Mecklenburg-Vorpom-
mern e. V. und

c)	 ein Mitglied des Kommunalen Sozialverbandes Mecklen-
burg-Vorpommern als zentrale Stelle der Eingliederungs- 
und Sozialhilfeträger.

(2) Die Bestellung der Stellvertretungen soll gleichzeitig mit der 
Bestellung des vorsitzenden Mitglieds sowie der weiteren Mit-
glieder nach Maßgabe von § 3 Absatz 2 erfolgen.

(3) Die beteiligten Organisationen sollen sich auf ein vorsitzendes 
Mitglied sowie dessen Stellvertretung verständigen und dieses ge-
meinsam bestellen. 

(4) Kommt eine Einigung über die Bestellung des vorsitzenden 
Mitglieds oder dessen Stellvertretung nicht zustande, werden sie 
gemäß § 81 Absatz 3 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch 
durch Los bestimmt. Die Losverfahren werden durch die Ge-
schäftsstelle getrennt durchgeführt. Für die zu besetzenden Ämter 
kann jede nach Absatz 1 beteiligte Organisation entsprechend der 
Schiedsstellenmitgliederanzahl nach Absatz 1 einen Vorschlag bei 
der Geschäftsstelle einreichen. Namensgleiche Vorschläge sind 
möglich. Jedes Los ist mit dem Namen des entsprechenden Vor-
schlags zu versehen. Organisationen nach Absatz 1, die keinen 
Vorschlag einreichen und auch keinen Antrag nach Absatz 5 stel-
len beziehungsweise sich keinem Vorschlag anschließen, werden 
beim Losverfahren nicht berücksichtigt. Die am Losverfahren 
teilnehmenden Kandidaten erhalten so viele Lose zugewiesen, 
wie sie Unterstützung durch die beteiligten Organisationen nach 
der Zahl ihrer Vorschlagsrechte zur Kandidatenbenennung auf 
sich vereinen. 

(5) Soweit die beteiligten Organisationen keine Vertretung bestel-
len oder keine Kandidatin beziehungsweise keinen Kandidaten 
für das Amt des vorsitzenden Mitglieds oder dessen Stellvertre-
tung benennen, bestellt das für Soziales zuständige Ministerium 
gemäß § 81 Absatz 3 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch auf 
Antrag einer der beteiligten Organisationen die Vertretungen und 
benennt die Kandidatinnen und Kandidaten für die Position des 
vorsitzenden Mitglieds und dessen Stellvertretung.

(6) Die Bestellung der Mitglieder der nach Absatz 1 zu beteiligen-
den Organisationen und deren Vertretungen sowie des vorsitzen-
den Mitglieds und dessen Stellvertretung sind der Geschäftsstelle 
bis spätestens drei Monate vor Ablauf der Amtsperiode schriftlich 
oder elektronisch mitzuteilen. Die Geschäftsstelle unterrichtet 
schriftlich oder elektronisch die beteiligten Organisationen und 
das für Soziales zuständige Ministerium über die Bestellung des 
vorsitzenden Mitglieds sowie dessen Stellvertretung. Die Betrau-
ung mit dem Amt erfolgt jeweils durch Erklärung des für Soziales 
zuständigen Ministeriums.

§ 5 
Amtsdauer und Amtsperiode

(1) Die Amtsperiode der Schiedsstelle beträgt fünf Jahre. Die 
nächste Amtsperiode beginnt am 1. Juli 2024. 

(2) Sind für eine neue Amtsperiode noch nicht alle Mitglieder be-
stellt, führen die bisherigen Mitglieder die Geschäfte über den 
Ablauf der Amtsperiode hinaus bis zu einer Neubestellung weiter.

(3) Scheidet ein Mitglied vor Ablauf der Amtsperiode aus, wird 
ein neues Mitglied für diese vakante Position von den nach § 4 
Absatz 1 zuständigen Organisationen für den Rest der Amtsperio-
de bestellt. 
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(4) Die erneute Bestellung eines Mitglieds ist möglich.

(5) Für die stellvertretenden Mitglieder gelten die Absätze 1 bis 4 
entsprechend.

§ 6 
Abberufung und Amtsniederlegung

(1) Das vorsitzende Mitglied und dessen Stellvertretung sollen auf 
Antrag einer beteiligten Organisation bei Zustimmung von zwei 
Dritteln der Mitglieder der Schiedsstelle von dem für Soziales zu-
ständigen Ministerium abberufen werden. Die Geschäftsstelle 
unterrichtet die beteiligten Organisationen über die Abberufung. 

(2) Die übrigen Mitglieder der Schiedsstelle und ihre Stellvertre-
tungen können von den Organisationen abberufen werden, die sie 
bestellt haben. Nach § 4 Absatz 5 bestellte Mitglieder können nur 
von dem für Soziales zuständigen Ministerium abberufen werden. 
Die Abberufung ist der Geschäftsstelle schriftlich oder elektro-
nisch mitzuteilen. 

(3) Das vorsitzende Mitglied und dessen Stellvertretung können 
ihr Amt durch schriftliche oder elektronische Erklärung gegen-
über der Geschäftsstelle niederlegen. Die Geschäftsstelle unter-
richtet die beteiligten Organisationen und das für Soziales zustän-
dige Ministerium unverzüglich über die Niederlegung.

(4) Die Mitglieder der Schiedsstelle und deren Stellvertretungen 
können ihr Amt durch schriftliche oder elektronische Erklärung 
gegenüber der Organisation, die sie bestellt hat, niederlegen. Dies 
ist der Geschäftsstelle unverzüglich durch die betreffende Organi-
sation schriftlich oder elektronisch mitzuteilen. 

(5) Nach einer Abberufung nach Absatz 1 oder 2 sowie einer 
Amtsniederlegung nach Absatz 3 oder 4 ist unverzüglich, spätes-
tens mit Ablauf des auf die Amtsniederlegung folgenden Monats, 
eine ersetzende Bestellung nach § 4 vorzunehmen.

§ 7 
Amtsführung

(1) Gemäß § 81 Absatz 4 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch 
führen die Mitglieder der Schiedsstelle und deren Stellvertretun-
gen ihr Amt als Ehrenamt. Sie sind an Weisungen nicht gebunden. 
Jedes Mitglied hat eine Stimme. 

(2) Die Mitglieder sind verpflichtet, an den Sitzungen der Schieds-
stelle teilzunehmen. Ein an der Teilnahme verhindertes Mitglied 
muss unverzüglich nach Bekanntgabe des Sitzungstermins eine 
seiner Stellvertretungen zur Teilnahme an der Sitzung unter Bei-
fügung etwaig übersandter Unterlagen auffordern und die Verhin-
derung sowie die Stellvertretung der Geschäftsstelle mitteilen.

(3) In einem Schiedsstellenverfahren darf als Mitglied der 
Schiedsstelle nicht tätig werden, wer bei der streitgegenständli-
chen Verhandlung maßgeblich mitgewirkt hat oder wer durch die 
Mitwirkung im Schiedsstellenverfahren oder durch die Entschei-
dung einen unmittelbaren Vor- oder Nachteil erlangen kann. Dies 
gilt nicht, wenn die maßgebliche Mitwirkung oder der Vor- oder 
Nachteil nur darauf beruht, dass diese Person einer der nach § 4 

Absatz 1 zu beteiligenden Organisationen angehört und deren In-
teressen wahrnimmt. § 3 Absatz 5 bleibt unberührt.

(4) Hält sich ein Mitglied der Schiedsstelle in einem Schiedsstellen-
verfahren für befangen oder bestehen Zweifel, ob die Voraussetzun-
gen des Absatzes 3 gegeben sind, ist dies dem vorsitzenden Mitglied 
der Schiedsstelle unverzüglich mitzuteilen. Die Schiedsstelle ent-
scheidet nach Anhörung durch Mehrheitsvotum über einen mögli-
chen Ausschluss, gegebenenfalls auch in einem schriftlichen Ver-
fahren. Die betroffene Person darf an dieser Entscheidung nicht 
mitwirken. Das ausgeschlossene Mitglied darf bei der weiteren 
Beratung und Beschlussfassung nicht zugegen sein. Es wird durch 
seine Stellvertretung ersetzt. Hält sich das vorsitzende Mitglied für 
befangen, hat es dies den Mitgliedern der Schiedsstelle unverzüg-
lich mitzuteilen; die Sätze 2 bis 5 gelten entsprechend. 

(5) Liegt ein Grund vor, der geeignet ist, Misstrauen gegen eine 
unparteiische Amtsausübung des vorsitzenden Mitglieds oder des-
sen Stellvertretung zu rechtfertigen oder wird von einer am Ver-
fahren beteiligten Person oder einem Mitglied der Schiedsstelle 
das Vorliegen eines solchen Grundes dargelegt, unterrichtet die 
Geschäftsstelle das für Soziales zuständige Ministerium. Sofern 
sich das vorsitzende Mitglied oder dessen Stellvertretung nicht 
selbst einer Mitwirkung enthält, ist das für Soziales zuständige 
Ministerium befugt, sie von der Mitwirkung am weiteren Verfah-
ren und der Entscheidung auszuschließen, wenn sich der Grund 
für das Misstrauen nach Anhörung als begründet erweist. Das vor-
sitzende Mitglied wird für das weitere Verfahren und die Entschei-
dung durch seine Stellvertretung ersetzt.

(6) Die Mitglieder der Schiedsstelle haben über die ihnen bei der 
Amtsführung bekanntgewordenen Angelegenheiten Verschwie-
genheit zu wahren. Sie sind nicht befugt, Unterlagen ohne Zustim-
mung der jeweiligen Betroffenen an Dritte weiterzugeben. Dies 
gilt auch nach ihrem Ausscheiden aus der Schiedsstelle. Es gilt 
nicht für Mitteilungen im dienstlichen Verkehr oder über Tatsa-
chen, die offenkundig sind oder ihrer Bedeutung nach keiner Ge-
heimhaltung bedürfen.

§ 8 
Einleitung des Schiedsstellenverfahrens

(1) Das Verfahren vor der Schiedsstelle kann schriftlich oder – 
soweit ein elektronisches Verfahren eingerichtet ist – elektronisch 
durchgeführt werden. Es wird durch einen Antrag einer der Ver-
tragsparteien bei der Geschäftsstelle nach § 2 Absatz 1 eingeleitet. 

(2) Der Antrag hat die Parteien zu bezeichnen, den Sachverhalt 
und das Ergebnis der vorangegangenen Verhandlungen darzule-
gen sowie die Gegenstände aufzuführen, über die eine Einigung 
nicht zustande gekommen ist. Die von der Partei in den Verhand-
lungen vorgelegten Nachweise und sonstigen Unterlagen sind bei-
zufügen, soweit sie die streitig gebliebenen Gegenstände berüh-
ren. Der Antrag und alle weiteren Unterlagen sind in zehnfacher 
Ausfertigung bei der Geschäftsstelle einzureichen. Ist ein elektro-
nisches Verfahren eingerichtet, entfallen bei elektronischer An-
tragstellung die Mehrfertigungen, jedoch nicht die Einreichung 
von zwei Originalen.

(3) In Abstimmung mit dem vorsitzenden Mitglied leitet die Ge-
schäftsstelle dem Antragsgegner eine Ausfertigung des Antrags 
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nebst Anlagen zu und fordert ihn auf, innerhalb einer vom vorsit-
zenden Mitglied zu bestimmenden angemessenen Frist, zu dem 
Antrag Stellung zu nehmen. Der Grundsatz der Verfahrensbe-
schleunigung ist zu beachten.

(4) Auf Verlangen des vorsitzenden Mitglieds sind die Parteien 
verpflichtet, in einer von ihm zu bestimmenden Frist zusätzliche 
Unterlagen vorzulegen und Auskünfte zu erteilen, die für die Ent-
scheidung der Schiedsstelle erforderlich sind.

(5) Äußern sich die Parteien innerhalb einer nach den Absätzen 3 
und 4 gesetzten Frist nicht, kann die Schiedsstelle ohne Stellung-
nahme über den Antrag entscheiden.

(6) Unterlagen, die nach einer nach den Absätzen 3 und 4 gesetz-
ten Frist nicht rechtzeitig vorgelegt werden, können auf Antrag 
eines Mitglieds der Schiedsstelle oder der Gegenpartei zurückge-
wiesen werden. Die Entscheidung hierüber trifft das vorsitzende 
Mitglied unter Abwägung der Interessen der zur Vorlage ver-
pflichteten Partei und dem Gebot der Verfahrensbeschleunigung.

(7) Ein Schiedsstellenantrag kann ohne Einwilligung der anderen 
Vertragspartei jederzeit zurückgenommen werden.

§ 9 
Vorbereitung der Sitzung

(1) Die Schiedsstelle entscheidet über den Antrag in der Regel auf 
Grund mündlicher Verhandlung in Präsenz. Das vorsitzende Mit-
glied kann zum Zwecke der Vorbereitung der mündlichen Ver-
handlung im Einzelfall Erörterungstermine mit den Verfahrensbe-
teiligten durchführen, über deren Inhalt und etwaig gewonnene 
neue Erkenntnisse die weiteren Mitglieder der Schiedsstelle zeit-
nah, jedoch spätestens am Sitzungstag zu informieren sind. Die 
Verhandlung kann mit dem Einverständnis der Parteien in schrift-
licher oder elektronischer Form sowie als Videokonferenz durch-
geführt werden. Die Geschäftsordnung legt Durchführungsbe-
stimmungen für das Verfahren in Präsenz, in schriftlicher oder 
elektronischer Form sowie als Videokonferenz fest. 

(2) Das vorsitzende Mitglied legt in Abstimmung mit der Ge-
schäftsstelle den Gegenstand und bei mündlicher oder als Video-
konferenz stattfindender Verhandlung den Ort, die Zeit der Sitzun-
gen der Schiedsstelle und im Übrigen die Schriftsatzfristen fest. 
Die Geschäftsstelle veranlasst die Ladung der Parteien und der 
Mitglieder der Schiedsstelle. Sitzungsort ist bei mündlicher Ver-
handlung grundsätzlich der Sitz der Geschäftsstelle.

(3) Die Ladungsfrist der Parteien des Schiedsstellenverfahrens be-
trägt mindestens vier Wochen. Die Ladung hat den Ort, die Zeit 
sowie den Gegenstand der Sitzung zu benennen. Ihr sind die An-
tragsunterlagen, die Stellungnahme des Antragsgegners, die wei-
teren eingereichten und die vom vorsitzenden Mitglied zusätzlich 
angeforderten Unterlagen beizufügen, soweit die Unterlagen nicht 
bereits vorliegen. Das für Soziales zuständige Ministerium ist 
über Ort, Zeit und Gegenstände eines Sitzungstages zu informie-
ren.

(4) Die Sitzung der Schiedsstelle wird vom vorsitzenden Mitglied 
so vorbereitet, dass über den Antrag möglichst in einem Termin 
entschieden werden kann. 

§ 10 
Verhandlung

(1) Die Sitzung wird vom vorsitzenden Mitglied geleitet. Die 
Schiedsstelle kann in Abwesenheit von Parteien verhandeln und 
nach Aktenlage entscheiden, sofern diese mit der Ladung darauf 
hingewiesen worden sind oder selbst auf ihre Anwesenheit ver-
zichtet haben. 

(2) Die mündliche Verhandlung ist nicht öffentlich. Zuhörende 
und die Stellvertretung des vorsitzenden Mitglieds können an der 
Sitzung der Schiedsstelle teilnehmen, wenn alle Mitglieder der 
Schiedsstelle sowie die Parteien zustimmen. Das für Soziales zu-
ständige Ministerium ist berechtigt, an den Sitzungen der Schieds-
stelle teilzunehmen. Den Zuhörenden und den Vertretenden nach 
Satz 2 und 3 stehen kein Rede- und Stimmrecht zu.

(3) Das vorsitzende Mitglied hat in jedem Stadium des Verfahrens 
auf eine gütliche Einigung der Parteien hinzuwirken. 

(4) Die Mitglieder der Schiedsstelle ermitteln den Sachverhalt 
grundsätzlich auf der Grundlage der von den Parteien vorgelegten 
Unterlagen. Die Schiedsstelle kann Sachverständige hinzuziehen. 
Sowohl die Mitglieder der Schiedsstelle als auch die Parteien haben 
das Recht, den Sachverständigen Fragen zu stellen, die sie zur Auf-
klärung der Sache für erforderlich halten. Bei Streit zwischen den 
Parteien entscheidet das vorsitzende Mitglied über die Sachdien-
lichkeit und die Zulässigkeit der Fragen an die Sachverständigen.

(5) Über die mündliche Verhandlung ist eine Niederschrift zu fer-
tigen. Die Protokollierung kann vorläufig auf Tonträger, mit Zu-
stimmung der Parteien auch im Rahmen einer Aufzeichnung der 
Verhandlung erfolgen. Sofern nicht das vorsitzende oder ein ande-
res Mitglied der Schiedsstelle die Protokollführung übernimmt, 
fertigt die Geschäftsstelle in Abstimmung mit dem vorsitzenden 
Mitglied eine Niederschrift. § 160a der Zivilprozessordnung (Vor-
läufige Protokollaufzeichnung) gilt entsprechend. Die Nieder-
schrift muss Angaben enthalten über:

a)	 den Ort und den Tag der Verhandlung,

b)	 die Namen der Verhandlungsleitung, der Vertretung der er-
schienenen Parteien, der anwesenden Mitglieder, der schrift-
führenden Person sowie gegebenenfalls der weiteren teilneh-
menden Personen nach Absatz 2,

c)	 den behandelten Verfahrensgegenstand und die gestellten An-
träge,

d)	 den wesentlichen Inhalt der Aussagen der Sachverständigen 
für den Fall, dass die Aussagen über ein schriftlich vorgelegtes 
Gutachten hinausgehen und

e)	 den Inhalt der Einigung oder den gefassten Beschluss der 
Schiedsstelle.

Die Niederschrift ist vom vorsitzenden Mitglied und, soweit eine 
schriftführende Person hinzugezogen wurde, auch von dieser zu 
unterzeichnen. Die Unterzeichnung kann datenschutzkonform auf 
elektronischem Weg erfolgen. Anlagen, auf die in der Verhand-
lungsniederschrift verwiesen wird, sind Gegenstand der Nieder-
schrift.
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(6) Für die Durchführung des Schiedsstellenverfahrens gelten im 
Übrigen die Regelungen des ersten und zweiten Kapitels des 
Zehnten Buches Sozialgesetzbuch entsprechend, soweit diese 
Verordnung oder die Geschäftsordnung der Schiedsstelle keine 
abweichenden Regelungen treffen. 

§ 11 
Beratung und Entscheidung

(1) Die Schiedsstelle ist beschlussfähig, wenn bei ordnungsgemä-
ßer Ladung neben dem vorsitzenden Mitglied mindestens je zwei 
Vertretungen der Träger der Leistungserbringer und der Sozialhil-
feträger anwesend sind. 

(2) Bei fehlender Beschlussfähigkeit ist innerhalb eines Monats 
eine erneute Sitzung durchzuführen. In der Ladung ist darauf hin-
zuweisen, dass die Schiedsstelle in diesem Fall unabhängig von 
der Anzahl der anwesenden Mitglieder beschlussfähig ist. Einer 
nochmaligen Beifügung der in § 9 Absatz 3 genannten Unterlagen 
bedarf es nicht.

(3) Die Schiedsstelle berät und entscheidet nichtöffentlich in Ab-
wesenheit der Parteien, der Sachverständigen, der Zuhörenden 
und des für Soziales zuständigen Ministeriums. Gemäß § 81 Ab-
satz 4 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch wird mit der Mehr-
heit der Stimmen der anwesenden Mitglieder entschieden, jedes 
Mitglied hat eine Stimme, bei Stimmengleichheit entscheidet die 
Stimme des vorsitzenden Mitglieds. Stimmenthaltung ist nicht 
zulässig.

(4) Die Entscheidung ist schriftlich zu erlassen und zu begründen 
sowie von dem vorsitzenden Mitglied zu unterzeichnen. Sie soll 
auch eine Bestimmung über den Zeitpunkt ihrer Wirksamkeit 
nach § 77 Absatz 3 Satz 1 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch 
enthalten. Der Entscheidung ist eine Rechtsbehelfsbelehrung bei-
zufügen. Die Entscheidung ist den Parteien durch die Geschäfts-
stelle nach den Zustellungsvorschriften der §§ 95 bis 99 des Lan-
desverwaltungsverfahrensgesetzes zuzustellen. Entscheidungen 
der Schiedsstelle sind dem für Soziales zuständigen Ministerium 
nachrichtlich zu übersenden. Grundlegende Entscheidungen sind 
in geeigneter Form zu veröffentlichen.

(5) Bei Einvernehmen der Antragsteller und der Antragsgegner 
kann die Schiedsstelle auf Vorschlag des vorsitzenden Mitglieds 
ohne mündliche Verhandlung nach Aktenlage entscheiden. Ab-
satz 1, 3 und 4 gelten entsprechend.

§ 12 
Entschädigung

(1) Das vorsitzende Mitglied erhält Reisekosten nach den Vor-
schriften über die Reisekostenvergütung für Bedienstete des Lan-
des. Für sonstige Kosten und Zeitaufwand erhält er für jedes Ver-
fahren einen Pauschalbetrag, der je nach Art der Verfahrensbeen-
digung der Höhe nach gestaffelt ausgestaltet ist. Gleiches gilt für 
die nur teilweise Bearbeitung durch das vorsitzende Mitglied, 
wenn Verfahren wegen Vorsitz- oder Zuständigkeitswechsel über-
geben werden. Die Höhe legen die beteiligten Organisationen zu 
Beginn der Amtsperiode als Pauschalbetrag in der Geschäftsord-
nung fest. Die Festlegung bedarf der Genehmigung des für Sozia-

les zuständigen Ministeriums. Kommt eine Regelung nicht zu-
stande, wird der Pauschalbetrag von dem für Soziales zuständigen 
Ministerium festgesetzt.

(2) Die übrigen Mitglieder der Schiedsstelle erhalten Reisekosten 
sowie Ersatz für sonstige Barauslagen und Zeitaufwand von den 
Organisationen, die sie bestellt haben oder für die sie nach der 
Regelung des § 4 Absatz 5 von dem für Soziales zuständigen Mi-
nisterium bestellt wurden, nach deren Regelungen.

(3) Sachverständige erhalten eine Entschädigung entsprechend 
dem Justizvergütungs- und -entschädigungsgesetz.

(4) Das Verfahren über die Entschädigungen ist in der Geschäfts-
ordnung zu regeln. Zuständige Behörde für Festsetzung, Anwei-
sung und Rückforderung von Reisekostenvergütungen und des 
Pauschalbetrags nach Absatz 1 ist das Landesamt für Gesundheit 
und Soziales Mecklenburg-Vorpommern.

§ 13 
Verfahrensgebühr

(1) Das vorsitzende Mitglied setzt für jedes Verfahren eine Verfah-
rensgebühr fest. Die Höhe der Verfahrensgebühr wird entsprechend 
der Bedeutung und der Schwierigkeit der Sache, dem Verfahrens-
stand bei Beendigung der Sache und unter angemessener Berück-
sichtigung der im Einzelfall entstandenen Kosten bestimmt. Sie 
beträgt mindestens 700 Euro und höchstens 7 000 Euro. Die Gebüh-
renpflicht entsteht mit Antragseingang bei der Geschäftsstelle.

(2) Wird der Antrag vor Versendung der Ladungen zur mündlichen 
Verhandlung, vor oder während der mündlichen Verhandlung zu-
rückgenommen oder einigen sich die Parteien in den genannten 
Stadien, so richtet sich die Höhe der Gebühr nach den hierfür ge-
troffenen Regelungen der Geschäftsordnung.

(3) Die Entscheidung über die Verteilung der Verfahrensgebühr 
ergeht zusammen mit der Sachentscheidung, es sei denn, das Ver-
fahren erledigt sich auf andere Weise. Die Entscheidung ist zu 
begründen. 

(4) Die unterliegende Partei trägt die Verfahrensgebühr. Bei teil-
weisem Unterliegen teilt das vorsitzende Mitglied die Kosten ent-
sprechend anteilig zwischen den Parteien auf. Soweit eine Zu-
rückverweisung zur weiteren Verhandlung durch die Parteien er-
folgt, werden die Kosten hälftig geteilt. Bei Verfahren, die sich auf 
andere Weise erledigen, entscheidet das vorsitzende Mitglied un-
ter Berücksichtigung des bisherigen Sach- und Streitstandes über 
die Verteilung nach billigem Ermessen.

§ 14 
Übergangsvorschriften 

(1) Für Verfahren, die am Tag des In-Kraft-Tretens dieser Verord-
nung noch nicht abgeschlossen sind, gilt die mit dem Inkrafttreten 
dieser Verordnung außer Kraft tretende Schiedsstellenlandesver-
ordnung SGB XII in ihrer bis dahin geltenden Fassung.

(2) Ab dem 1. Januar 2020, bis zur Konstituierung der Schiedsstel-
le nach § 133 SGB IX, entscheidet die Schiedsstelle auf Antrag 
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über die der Schiedsstelle nach dem 2. Teil des Neunten Buches 
Sozialgesetzbuch zugewiesenen Angelegenheiten. Bei diesen An-
gelegenheiten wirkt ein von der Interessenvertretung der Men-
schen mit Behinderungen bestellter Vertreter wie die weiteren 
Vertreter, aber ohne Stimmrecht mit. Mit der Konstituierung der 
Schiedsstelle nach § 133 SGB IX gehen die bis zu diesem Zeit-
punkt nicht abgeschlossenen Verfahren nach dem 2. Teil des 
Neunten Buches Sozialgesetzbuch in die Zuständigkeit der 
Schiedsstelle nach § 133 SGB IX über.

Artikel 5 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt am 1. August 2021 in Kraft.

(2) Gleichzeitig treten die Schiedsstellenlandesverordnung SGB VIII 
vom 27. Mai 1999 (GVOBl. M-V S. 398), die zuletzt durch Artikel 2 
der Verordnung vom 6. Oktober 2015 (GVOBl. M-V S. 380, 381) 
geändert worden ist, die Schiedsstellenlandesverordnung SGB XI 
vom 13. Dezember 2005 (GVOBl. M-V S. 657), die durch Artikel 3 
der Verordnung vom 6. Oktober 2015 (GVOBl. M-V S. 380, 381) 
geändert worden ist, und die Schiedsstellenlandesverordnung 
SGB XII vom 13. Dezember 2005 (GVOBl. M-V S. 661), die zuletzt 
durch Artikel 11 des Gesetzes vom 16. Dezember 2019 	
(GVOBl. M-V S. 796, 807) geändert worden ist, außer Kraft.

Schwerin, den 5. Juli 2021

	 Die Ministerpräsidentin	 Die Ministerin für Soziales, 
	 Manuela Schwesig	 Integration und Gleichstellung 
		  Stefanie Drese


